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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Politische Grundfragen

Rückblick auf die 51. Legislatur: Vom Umgang des politischen Systems mit (grossen)
Krisen

Autorinnen: Anja Heidelberger und Marlène Gerber 

Stand: 17.08.2023

Die unzähligen Geschichten, Ereignisse und politischen Diskussionen, die sich während
der 51. Legislatur ereigneten, lassen sich ausführlich in unseren thematischen
Legislaturrückblicken nachlesen. In Erinnerung bleiben werden aber wohl in erster Linie
die verschiedenen Krisen, welche die Schweiz in dieser Legislatur beschäftigt haben. So
war denn auch kaum ein Themenbereich nicht von mindestens einer grossen Krise
betroffen. Folglich stellen wir die Krisen und deren zahlreiche Auswirkungen für Politik
und Gesellschaft in den Fokus dieses themenübergreifenden Rückblicks auf die 51.
Legislatur. 

Die Covid-19-Pandemie
Insbesondere die Covid-19-Pandemie hatte Auswirkungen auf fast alle Politikfelder,
denn neben dem stark betroffenen und belasteten Gesundheitssystem stellten die
Massnahmen im Kampf gegen die Pandemie verschiedene Branchen und
Personengruppen vor grosse Probleme – insbesondere auch die Unternehmen und
Selbständigerwerbenden, denen der Bundesrat etwa durch Ausdehnung des
Erwerbsersatzes und der Kurzarbeit sowie mit der Schaffung von Corona-Krediten und
Härtefallhilfen entgegen kam. Finanziell unterstützt wurden insbesondere auch die
Medien, die Kulturunternehmen und Kulturschaffenden, die Sportligen und -vereine
sowie der öffentliche Verkehr und der Luftverkehr, während etwa im Bereich der
Schulen, aber auch bei den Geschäftsmieten alternative Regelungen gefragt waren. Die
umfassenden Massnahmen gegen die Pandemie führten in der Folge zu einem grossen
Loch im Bundeshaushalt, dessen Abbaufrist das Parlament verlängerte, um
einschneidende Sparrunden zu verhindern. Eine Belastung war die Pandemie auch für
die Bevölkerung, welche etwa durch tiefere (Kurzarbeits-)Löhne, Kinderbetreuung im
Home-Office oder Angstgefühle. Zudem stellte die Pandemie auch ein Problem für die
Gesellschaft als Ganzes dar, indem sie bei Teilen der Bevölkerung zu einem
Vertrauensverlust in die Institutionen führte (oder diesen verstärkte). Teile der
Einwohnerinnen und Einwohner der Schweiz standen denn auch der Covid-19-Impfung
skeptisch gegenüber, was zu besonders emotionalen Diskussionen rund um die
Einführung des sogenannten Covid-19-Zertifikats führte. Hingegen konnten Armee,
Zivilschutz und Zivildienst in zahlreichen Einsatzstunden v.a. im Gesundheitsbereich,
aber etwa auch die Forschung bei der Entwicklung von Impfstoffen und Medikamenten
gegen Covid-19 ihren Nutzen im Rahmen der Pandemie unter Beweis stellen. Schub
bedeutete die Pandemie schliesslich für die Förderung von Homeoffice und allgemein
für die Flexibilisierung und Digitalisierung der Arbeitswelt. In der 51. Legislatur nahmen
Volk und Stände auch die Pflegeinitiative an, welche Massnahmen enthielt, um die
pflegerische Grundversorgung zu sichern, deren Wichtigkeit im Zuge der Pandemie
noch verdeutlicht worden war. 

Spürbare Auswirkungen hatte die Pandemie auch auf das Institutionengefüge. Zu
Beginn nahm eindeutig die Regierung das Zepter in die Hand, welche nach Ausrufen der
ausserordentlichen Lage gemäss Epidemiengesetz mithilfe von auf der Verfassung
beruhenden Notverordnungen und dem Epidemiengesetz alle wichtigen
Entscheidungen traf, während das Parlament wegen des Ausbruchs der Pandemie die
eigene Frühjahrssession vorzeitig abbrach. Mehr Spielraum erhielt das Parlament, als
die Notverordnungen nach sechs Monaten verfassungsmässig durch ein Gesetz ersetzt
werden mussten – die Beratung des Covid-19-Gesetzes und seine bisher fünfmalige
Revision führten zu angeregten Debatten im Parlament und teilweise zu zentralen
Änderungen an den bundesrätlichen Entwürfen. Zwischenzeitlich zum Stillstand kamen
auch die Volksrechte, zu den Revisionen der Covid-19-Gesetze konnte sich die
Stimmbevölkerung jedoch dann insgesamt dreimal äussern, wobei sie diese jeweils
guthiess. Doch nicht nur das Verhältnis zwischen Exekutive und Legislative, sondern
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auch die Stellung der Kantone in der Pandemie sorgte immer wieder für Diskussionen.
So hatte die Ausrufung der ausserordentlichen Lage die Kräfteverhältnisse eindeutig
zugunsten des Bundes verschoben. Einzelne Phasen, in denen die Entscheidungsgewalt
temporär bei den Kantonen lag, endeten zudem jeweils in sogenannten
Flickenteppichen an Regelungen zwischen den Kantonen und nicht selten auch in dem
Ruf nach erneuten Entscheidungen durch den Bund. Das Jahr 2022 stand schliesslich
im Zeichen erster politischer Aufarbeitung der Covid-19-Krise, wobei insbesondere
Vorstösse diskutiert wurden, mit denen Bund und Parlament krisenresistenter gemacht
werden sollten. 

Krieg in der Ukraine und Energiekrise
Gleich im Anschluss an die Pandemie erhielten mit dem Angriffskrieg auf die Ukraine
zuvor etwas weniger beleuchtete Themenbereiche aussergewöhnlich hohe
Aufmerksamkeit. So löste der Krieg in der Schweiz hitzige Diskussionen zur Ausrichtung
der Aussen- und Neutralitätspolitik aus, nachdem der Bund die von der EU
beschlossenen Sanktionen gegen Russland und in der Folge auch alle Ausweitungen
übernommen hatte und überdies über Waffenlieferungen an die Ukraine diskutiert
wurde. Der Krieg führte in der Schweiz unter anderem zur Aufnahme von Flüchtenden
aus der Ukraine und zur ersten Ausrufung des Schutzstatus S, aber auch zur
Aufstockung des Militärbudget bis 2030 sowie zu Diskussionen über die
Versorgungssicherheit im Landwirtschaftsbereich. Darüber hinaus verzeichnete die
SNB im Jahr 2022 einen Verlust von CHF 150 Mrd., den sie unter anderem auf die
weltwirtschaftlichen Folgen des Ukrainekriegs zurückführte.   

Als direkte Folge des Ukraine-Krieges verstärkte sich zudem die
Versorgungsproblematik im Energiebereich, woraufhin die Energiepreise anstiegen, was
sich auch auf die übrigen Preise auswirkte. Als Reaktion auf die mögliche
Energieknappheit wollte der Bundesrat in erster Linie auf erneuerbare Energien setzen,
für den Notfall liess er jedoch Reservegaskraftwerke bauen. Auch flammten in der
Politik gleichzeitig Diskussionen um die Vorteile von Atomkraft auf. Schliesslich wird
vermutet, dass die Energiekrise dem indirekten Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative
zu einer Mehrheit verhalf, gleichzeitig wurde aber Ausbauprojekten zur
Stromversorgung im Winter im Parlament Vorrang gegenüber Umweltbedenken
gegeben. 

Insgesamt zeigten die verschiedenen Krisen während der 51. Legislatur eine ungeahnt
grosse Vulnerabilität bezüglich der Versorgungssicherheit in zahlreichen Bereichen auf,
insbesondere im medizinischen Bereich, etwa bei den Intensivstationen und den
Medikamenten, aber auch im wirtschaftlichen Bereich, hier insbesondere bei der
Energie und in der Landwirtschaft. 

Was sonst noch wichtig war
Natürlich brachte die 51. Legislatur auch unabhängig von den Krisen wichtige Ereignisse,
Weichenstellungen und politische Entscheide mit sich.

Der im April 2021 erfolgte Abbruch der Verhandlungen über das institutionelle
Rahmenabkommen prägte die Beziehungen der Schweiz mit der EU in besonderem
Masse. So führte der Verhandlungsabbruch etwa auch zu einer Blockierung der
Teilnahme am EU-Forschungsprogramm «Horizon Europe», woran auch die Freigabe
der zweiten Kohäsionsmilliarde nichts änderte. Nach verschiedenen weiteren
Sondierungsgesprächen zwischen der Schweiz und der EU verabschiedete der
Bundesrat 2023 Eckwerte für ein neues Verhandlungsmandat mit der EU.

Für besonderes Aufsehen sorgte auch der im März 2023 bekannt gewordene Untergang
der Credit Suisse respektive deren Übernahme durch die UBS. Zur Aufarbeitung dieser
Geschehnisse wurde die fünfte parlamentarische Untersuchungskommission der
Schweizer Geschichte initiiert. 

Geschichte schrieben auch die Frauen, die bei den eidgenössischen Wahlen 2019 ihre
Vertretung in den beiden Räten signifikant hatten steigern können. Fast fünfzig Jahre
nach Einführung des Frauenstimmrechts – in der 51. Legislatur fanden auch die
Feierlichkeiten zum 50-jährigen Jubiläum statt – betrug der Frauenanteil im Nationalrat
erstmals über 40 Prozent, derjenige im Ständerat belief sich nach den Wahlen auf 26
Prozent. 

Generell war die Annahmequote von durch das fakultative Referendum initiierten
Abstimmungsvorlagen in der 51. Legislatur im Vergleich zu vorherigen Legislaturen eher
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niedrig, so scheiterten 7 von insgesamt 21 solcher Referendumsvorlagen. Zudem lag die
Abstimmungsbeteiligung im langjährigen Schnitt (seit 1990) um 5 Prozentpunkte höher,
was mit der während der Covid-19-Pandemie aufgeheizten politischen Stimmung in
Zusammenhang stehen könnte. Die Annahmequote von Initiativen in der 51. Legislatur
war vergleichsweise hoch (3 von 13 Initiativen), während gleichzeitig eher über weniger
Volksbegehren abgestimmt wurde als in früheren Legislaturen. Dafür erarbeiteten
Bundesrat und Parlament in dieser Legislatur auch zahlreiche direkte Gegenentwürfe
oder indirekte Gegenvorschläge zu Volksinitiativen.

Informationen zu den Abstimmungsvorlagen sowie Ausführungen zu den in den
jeweiligen Themenbereichen zentralen Geschäften und Ereignissen der 51. Legislatur
finden Sie in den einzelnen thematischen Legislaturrückblicken sowie in den dort
verlinkten Jahresrückblicken. 

Zu den thematischen Legislaturrückblicken:
Politische Grundfragen
Rechtsordnung
Institutionen und Volksrechte
Föderativer Aufbau
Wahlen
Aussenpolitik
Landesverteidigung
Wirtschaftspolitik
Geld, Währung, Kredit
Landwirtschaft
Öffentliche Finanzen
Energie
Verkehr und Kommunikation
Raumplanung und Wohnungswesen
Umweltschutz
Bevölkerung und Arbeit
Gesundheit
Sozialversicherungen
Soziale Gruppen
Bildung und Forschung
Kultur, Sprache, Kirche
Medien

Rétrospective de la 51e législature : La gestion du système politique face aux (grandes)
crises

Auteures: Anja Heidelberger et Marlène Gerber

Traduction: Lloyd Fletcher et Karel Ziehli

Etat au 17.08.2023

Les événements, histoires et débats politiques qui ont eu lieu en très grand nombre au
cours de la 51e législature peuvent être retracés de manière détaillée dans nos rapports
de législature, classés par thèmes politiques. Toutefois, on se souviendra sans doute
surtout des différentes crises qui ont secoué la Suisse au cours de cette législature. En
effet, pratiquement aucun domaine politique n'a échappé à au moins une grande crise
au cours des quatre dernières années. Par conséquent, nous mettons l'accent, dans
cette rétrospective transversale de la 51e législature, sur ces crises et leurs nombreuses
répercussions sur la politique et la société.

La pandémie de Covid-19
La pandémie de Covid-19 a eu des répercussions sur presque tous les domaines
politiques. En effet, outre le système de santé fortement touché et mis à contribution,
les mesures de lutte contre la pandémie ont posé de gros problèmes à différentes
branches et catégories de personnes – en particulier aux entreprises et aux
indépendants, que le Conseil fédéral a aidés en étendant les allocations pour perte de
gain et le chômage partiel et en créant des crédits-relais et des aides pour les cas de
rigueur. Les médias, les acteurs culturels, les ligues et associations sportives ainsi que
les transports publics et le transport aérien ont également bénéficié de soutiens
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financiers, tandis que des mesures d’un autre type ont été réclamées dans le domaine
des écoles ainsi que pour les loyers commerciaux. Les mesures exhaustives prises pour
lutter contre la pandémie ont entraîné un déficit budgétaire considérable, amenant le
Parlement à prolonger le délai du remboursement de la dette afin d’éviter des coupes
budgétaires draconiennes. La pandémie a également été une charge pour la population,
avec des baisses de salaires (lors du chômage partiel), la garde d'enfants en télétravail
ou encore l'anxiété. En outre, la pandémie a également posé un problème à la société
dans son ensemble, en entraînant (ou en renforçant) une perte de confiance d'une
partie de la population dans le gouvernement. Une partie de la population suisse s’est
montrée sceptique quant à la vaccination contre le Covid-19, ce qui a suscité des
débats émotionnels autour de l'introduction dudit certificat Covid-19. En revanche,
tant l'armée, la protection civile et le service civil – en effectuant de nombreuses
heures dans des interventions, notamment dans le domaine de la santé – que le monde
de la recherche qui a développé des vaccins et des médicaments contre le Covid-19 ont
pu démontrer leur utilité dans le cadre de la pandémie. Enfin, la pandémie a également
stimulé le télétravail et, plus généralement, la flexibilisation et la numérisation du
monde du travail. Au cours de la 51e législature, le peuple et les cantons ont également
accepté l'initiative sur les soins, qui contenait des mesures visant à garantir les soins
infirmiers de base, dont l'importance a été soulignée pendant la pandémie.

La pandémie a également eu des répercussions sensibles sur le système institutionnel.
Au début, le gouvernement a clairement pris les choses en main, prenant toutes les
décisions importantes après la proclamation de la situation extraordinaire au sens de la
loi sur les épidémies grâce à des décrets d'urgence fondés sur la Constitution et à la loi
sur les épidémies, tandis que le Parlement a interrompu prématurément sa session de
printemps en raison du début de la pandémie. Le Parlement a obtenu davantage de
marge de manœuvre lorsque les ordonnances d'urgence ont dû être remplacées par
une loi au bout de six mois, conformément à la Constitution – l'examen de la loi Covid
19 et de ses cinq révisions à ce jour ont donné lieu à des débats animés au Parlement et
parfois à des modifications centrales des projets du Conseil fédéral. Les droits
populaires ont également connu un coup d'arrêt temporaire, bien que le corps
électoral a pu ensuite s'exprimer à trois reprises sur les révisions de la loi Covid 19, qu'il
a à chaque fois approuvées. Non seulement les relations entre l'exécutif et le législatif,
mais aussi la position des cantons dans la pandémie ont fait l'objet de discussions
récurrentes. Ainsi, la déclaration de la situation extraordinaire avait clairement fait
basculer le rapport de force en faveur de la Confédération. Certaines phases durant
lesquelles les cantons ont temporairement pris le contrôle ont abouti à des patchworks
de réglementations entre cantons et à des appels fréquents pour que la Confédération
prennent à nouveau les décisions. L'année 2022 a finalement été marquée par les
premières tentatives de résoudre politiquement la crise de la Covid-19, avec des
propositions discutées pour rendre la Confédération et le Parlement plus résistants aux
crises.

La guerre en Ukraine et les problèmes d'approvisionnement en énergie 
Immédiatement après la pandémie, la guerre d'agression contre l'Ukraine a attiré
l'attention sur des thèmes qui étaient auparavant moins mis en lumière. Ainsi, la guerre
a déclenché en Suisse des discussions animées sur l'orientation de la politique
étrangère et de la neutralité, après que la Confédération a repris les sanctions décidées
par l'UE contre la Russie et que la question de la livraison d’armes à l’Ukraine s’est
posée. Cette crise a conduit à l'accueil de réfugié.e.s ukrainien.ne.s en Suisse et à la
première utilisation du statut de protection S, ainsi qu'à l'augmentation du budget
militaire jusqu'en 2030 et à des discussions sur la sécurité de l'approvisionnement
dans le secteur agricole. De plus, la Banque nationale suisse (BNS) a enregistré une
perte de 150 milliards de CHF en 2022, qu'elle a notamment attribué aux conséquences
de la guerre en Ukraine sur l'économie mondiale. 

Conséquence directe de la guerre en Ukraine, les problèmes d'approvisionnement en
énergie se sont intensifiés, entraînant une hausse des prix de l'énergie, ce qui s'est
répercuté sur les autres prix. En réaction à une possible pénurie d'énergie, le Conseil
fédéral a principalement misé sur les énergies renouvelables, tout en faisant construire
des centrales de réserve à gaz en cas d'urgence. Des débats sur les avantages de
l'énergie nucléaire ont également refait surface dans le monde politique. Enfin, on
suppose que la crise énergétique a contribué à la majorité en faveur du contre-projet
indirect à l'initiative des glaciers, bien que des projets d'expansion de
l'approvisionnement en électricité en hiver aient été privilégiés au Parlement par
rapport aux préoccupations environnementales.
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Dans l'ensemble, les différentes crises survenues au cours de la 51e législature ont mis
en évidence une vulnérabilité d’une ampleur inattendue en matière de sécurité de
l'approvisionnement dans de nombreux domaines, en particulier dans le domaine
médical, comme les unités de soins intensifs et les médicaments, ainsi que dans le
domaine économique, notamment en matière d'énergie et d'agriculture.

Ce qui a également été important
Bien entendu, la 51e législature a également été marquée par des événements, des
choix et des décisions politiques importants, indépendamment des crises.

La rupture des négociations sur l'accord-cadre institutionnel en avril 2021 a
particulièrement marqué les relations entre la Suisse et l'UE. Le refus de l'accord-cadre
a conduit tant à un blocage de la participation suisse au programme de recherche
européen « Horizon Europe »; une situation que même le déblocage du deuxième
milliard de cohésion ne changera pas. Après plusieurs autres entretiens exploratoires
entre la Suisse et l'UE, le Conseil fédéral a adopté en 2023 des lignes directrices pour
un nouveau mandat de négociation avec l'UE.

L'effondrement de Credit Suisse en mars 2023 et son rachat par UBS ont également
suscité une attention particulière. C’est pour enquêter sur ces événements que le
Parlement a décidé d’instituer la cinquième commission d'enquête parlementaire de
l'histoire suisse.

Les femmes ont écrit l'histoire en augmentant de manière significative leur
représentation dans les deux chambres lors des élections fédérales de 2019. Près de
cinquante ans après l'introduction du droit de vote des femmes – la 51e législature a
également été l'occasion de célébrer le 50e anniversaire –, la proportion de femmes au
Conseil national a dépassé pour la première fois les 40 pour cent, tandis que celle au
Conseil des États s'élevait à 26 % après les élections.

Bien que le Parlement soit devenu plus vert avec les dernières élections fédérales, les
questions climatiques ont surtout été au centre de l'attention en 2021, lorsque le corps
électoral a rejeté de justesse la révision totale de la loi sur le CO2. En revanche, la loi
sur le climat et l'innovation, qui constituait un contre-projet indirect à l'initiative des
glaciers, été approuvée en votation populaire en 2023.

De manière générale, le taux d'acceptation des projets soumis au référendum facultatif
au cours de la 51e législature a été relativement faible par rapport aux législatures
précédentes, avec 7 échecs sur un total de 21 référendums. De plus, la participation
électorale a été élevée de 5 points de pourcentage en plus par rapport à la moyenne
depuis 1990, ce qui pourrait être lié au climat politique enflammé pendant la pandémie
de Covid-19. Le taux d'acceptation des initiatives lors de la 51e législature a été
relativement élevé (3 initiatives sur 13), tandis que le nombre d'initiatives populaires
soumises au vote a été moins élevé que lors des législatures précédentes. En revanche,
le Conseil fédéral et le Parlement ont élaboré de nombreux contre-projets directs ou
indirects aux initiatives populaires au cours de cette législature.

Vous trouverez des informations sur les votations populaires ainsi que des explications
sur les objets parlementaires et des descriptions des événements centraux de la 51e
législature dans les différentes rétrospectives thématiques de la législature ainsi que
dans les rétrospectives annuelles qui y sont liées.

Liens vers les rapports de législature, classés par thèmes politiques:
Problèmes politiques fondamentaux
Ordre juridique
Institutions et droits populaires
Structures fédéralistes
Elections
Politique étrangère
Armée
Politique économique
Crédit et monnaie
Agriculture
Finances publiques
Energie
Transports et communications
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Aménagement du territoire et logement
Protection de l'environnement
Population et travail
Santé
Assurances sociales
Groupes sociaux
Enseignement et recherche
Culture, langues, églises
Médias

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

In Erfüllung des Postulats Sommaruga (sp, BE) vom Vorjahr präsentierte der Bundesrat
den Bericht über die „Optionen für die Zusammenarbeit der Schweiz mit dem
Europäischen Ausschuss für Systemrisiken (ESRB)“. Darin sprach sich die Regierung
für eine informelle und unverbindliche Zusammenarbeit mit dem ESRB aus, da diese
gegenwärtig am besten dem Interesse der Schweiz entsprechen würde. Eine
formalisierte Kooperation mit dem ESRB hielt der Bundesrat für verfrüht. 1
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Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Geld, Währung und Kredit

Rétrospective annuelle 2019: Crédit et monnaie

L'année 2019 était l'occasion, pour la place financière helvétique, de «célébrer»
l'anniversaire des 10 ans de la fin du secret bancaire. Si le bilan est plutôt positif, les
acteurs du secteur notent surtout une refonte profonde des pratiques. L'un des
éléments clés de cette refonte est l'échange automatique de renseignements (EAR).
Alors que les premiers échanges ont été effectifs, de nouveaux accords ont été adoptés
par le Parlement. Parallèlement, le Forum mondial sur la transparence et l'échange de
renseignements à des fins fiscales a délivré la note «conforme pour l'essentiel» à la
Suisse, et les chambres fédérales ont adopté, après une conférence de conciliation, le
projet de loi pour la mise en œuvre des recommandations dudit Forum. Un rapport
devra d'ailleurs être établi sur la mise en œuvre de cette loi. Par contre, la modification
de la loi sur l'assistance administrative fiscale (LAAF) n'a pas convaincu les
parlementaires qui ont décidé de ne pas entrer en matière. Finalement, plusieurs
objets qui visaient un renforcement de la législation pour les transactions offshores, les
paradis fiscaux, les flux financiers déloyaux et illicites, et l'assistance à un délit fiscal
hors de Suisse, ont tous été rejeté par le Parlement qui estime que des mesures
unilatérales ne sont pas pertinentes pour cette thématique multilatérale. 

Deux tendances mondiales se sont imposées sur l'agenda de la politique financière
helvétique: la finance durable et les nouvelles technologies financières. D'abord, à la
suite de l'engagement de la Suisse dans les Accords de Paris, plusieurs parlementaires
ont souhaité favoriser la finance durable en optimisant les conditions-cadres, et
notamment la fiscalité. Ensuite, les nouvelles technologies financières, comme la
«blockchain», ont attisé de nombreux débats sous la coupole. Les parlementaires ont
notamment questionné l'adéquation d'objets procéduraux et judiciaires avec ces
nouvelles technologies, ou encore la possibilité de créer des comptes numériques
privés auprès des banques centrales. De plus, l'arrivée sur le marché bancaire
helvétique de néobanques, l'obtention des premières licences bancaires pour des
cryptobanques et le projet Libra ont fait couler beaucoup d'encre. L'évolution de la
FinTech sur la place financière helvétique sera probablement encore au coeur des
débats dans les années à venir. 

Trois modifications législatives majeures ont occupé les parlementaires. Premièrement,
les débats sur la modification de la loi sur les droits de timbres ont pu reprendre après
l'adoption, en vote populaire, du projet fiscal 17. L'objet a été discuté en commission.
La CER-CN a ainsi demandé, avant de se prononcer, un rapport sur les conséquences
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financières d'une abolition du droit de timbre. Deuxièmement, la modification de la loi
sur l'unité monétaire et les moyens de paiement (LUMMP) a été adoptée par les
chambres fédérales. Troisièmement, les deux chambres ont apporté des modifications
à la modernisation de la loi sur le contrat d'assurance (LCA), après avoir classé la
révision totale de la LCA.

En dehors de la coupole fédérale, d'autres thématiques ont animé les débats.
Premièrement, la Banque nationale suisse (BNS) a mis en circulation les nouvelles
coupures de 100 et 1000 francs. Ces deux dernières mises en circulation pour la
nouvelle série de billets ont été l'occasion de débattre sur la disparition progressive de
l'argent liquide et les risques liés au blanchiment d'argent. Deuxièmement, la BNS a
maintenu le cap de sa politique monétaire expansionniste. Afin de faire face aux
fluctuations du marché, au franc fort et à la tendance internationale morose, elle a
également augmenté ses avoirs à vue. Les taux d'intérêts négatifs ont engendré une
déferlante d'opinions d'économistes helvétiques. Ces opinions n'ont cessé de déferler
dans des sens contraires. Pendant ce temps, certaines banques commerciales ont
commencé à répercuter les taux négatifs sur leurs clients. Troisièmement, du côté des
banques commerciales, l'UBS a été condamnée, en première instance, a une amende
record de 3.7 milliards d'Euro dans son procès en France. Finalement, l'Union
européenne a mis fin à l'équivalence boursière avec la Suisse. Le sujet est désormais lié
aux discussions sur l'Accord-cadre.

Dans les journaux, la thématique «Crédit et monnaie» a représenté environ 5% des
articles mensuels. En 2019, un maximum de 7.5% d'articles ont été recensés en juillet.
Cette légère hausse est à mettre a crédit de la Banque nationale suisse (BNS) qui a
animé les débats avec de nombreuses discussions sur la force du franc et sur la baisse
des taux d'intérêts. Comme les débats sur les taux d'intérêts et le franc fort ont
continué d'occuper le haut de l'affiche sur la fin de l'année 2019, une légère hausse du
nombre d'articles est à signaler. Néanmoins, dans l'ensemble, l'année 2019 a été
légèrement moins riche en article -1.4% sur la thématique «Crédit et monnaie» que la
moyenne des autres années de la législature (2016-2018). 2

Rétrospective annuelle 2021 : Crédit et monnaie 

En 2021, le Conseil fédéral, autant que les parlementaires, se sont évertués à renforcer
l’attractivité de la place financière helvétique. Afin de toucher la cible, le Conseil
fédéral a tiré plusieurs flèches. D’abord, le gouvernement a soumis une réforme de
l’impôt anticipé. Cette réforme supprime l’impôt anticipé de 35 pour cent sur le
revenu des intérêts. L’objectif est de dynamiser l’émission d’obligations en Suisse.
Ensuite, la réforme de l’impôt anticipé répond à la volonté, émise en 2009 par le PLR,
de supprimer les droits de timbre sur l’émission sur le capital-propre. L’acceptation de
la réforme de l’impôt anticipé a donc enterré le projet de loi fédérale sur les droits de
timbre. Finalement, la création, par l’intermédiaire de la nouvelle loi sur les placements
collectifs, d’un nouveau type de fonds «Limited Qualified Investor Funds» (L-QIF), doit
booster également l’attractivité de la place financière helvétique. 

En revanche, ni la majorité des parlementaires, ni le Conseil fédéral, n’ont rajouté la
finance durable, comme corde à l’arc de l’attractivité de la place financière helvétique
en 2021. Alors que de nombreux objets ont été déposés pour examiner une modulation
du droit de timbre basée sur des critères de compatibilité climatique, pour établir les
opportunités et modalités pour le renforcement de l’information sur la durabilité des
investissements financiers, pour envisager une taxe incitative sur les transactions
financières nuisibles au climat, ou encore pour interdire la distribution de dividendes
ou le rachat d’actions pour les entreprises dont les investissements ne sont pas
compatibles avec les objectifs climatiques – ils ont tous été soit rejetés, soit retirés.
D’ailleurs, la politique monétaire de la BNS, en terme de durabilité, a été fortement
critiquée dans la presse. A l’opposé, une motion pour expliciter le devoir fiduciaire
relatif à la prise en compte des risques climatiques et la décision de la FINMA d’obliger
la publication des rapports sur les risques que les changements climatiques font peser
sur l’activité de l’entreprise ont permis de faire quelques pas timides en direction de la
finance durable.

Le secteur bancaire a également été au centre de l’attention. D’un côté, la privatisation
de PostFinance, avec la refonte de la loi sur l’organisation de La Poste (LOP) a fait
couler beaucoup d’encre. Cette modification devrait permettre à PostFinance
d’accorder des hypothèques et crédits. Le Parlement est à l’aube d’un intense débat.
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D’un autre côté, la révision partielle de la loi sur les banques (LB) est passée comme
une lettre à la poste au Parlement. 

Comme traditionnellement depuis quelques années, le bénéfice de la BNS, de CHF 21
milliards en 2020, a attisé les convoitises. Des voix ont résonné, sous la Coupole
fédérale, pour renforcer la générosité de la BNS, face à la crise économique et
financière du Covid-19. Ces voix se sont notamment appuyées sur le bénéfice généré
par la BNS grâce au levier des intérêts négatifs. Cette année, ces voix ont connu un
écho certain. Une nouvelle clé de répartition pour les cantons et la Confédération a été
validée, et la volonté d’utiliser le bénéfice de la BNS pour renflouer l’AVS a été
considérée. Par contre, la proposition du canton du Jura d’utiliser ce bénéfice pour
dynamiser la stratégie énergétique 2050 a été balayée. 

Sans faire trembler les murs du Parlement, la thématique d’une assurance suisse
contre les tremblements de terre s’est à nouveau imposée sur l’agenda parlementaire.
La proposition, de la Commission de l’environnement, de l’aménagement, du territoire
et de l’énergie du Conseil des États (CEATE-CE) d’instaurer une assurance avec un
système d’engagements conditionnels a fissuré les certitudes parlementaires. En effet,
alors qu’une motion et une initiative cantonale, pour la création d’une assurance
tremblement de terre obligatoire, ont été rejetées par le Parlement, la proposition de la
CEATE-CE a séduit les parlementaires.

Pour finir, dans les détails, le Parlement a adopté la loi sur le blanchiment d’argent
(LBA). Il s’agit d’une version édulcorée car les avocats, notaires et fiduciaires ne seront
pas assujettis à la LBA. Pour sa part, la BNS a mis en exergue l’explosion des risques de
capacité financière sur les marchés hypothécaires et immobiliers. 

Dans la presse helvétique, la politique monétaire, les banques, la bourse et les
assurances privées n'ont représenté, en moyenne, qu'environ 6 pour cent des articles
de presse liés à la politique helvétique. Aucune évolution notoire, en comparaison avec
les années précédentes, n'est à signaler (cf. figure 1 sur l’évolution des médias 2021 en
annexe). 3

Rétrospective annuelle 2022 : Crédit et monnaie

Alors que, depuis plusieurs années, le Conseil fédéral et le Parlement continuaient
d'alimenter la locomotive financière helvétique, l'année 2022 a été marquée par les
nombreux freins tirés, soit par la population, soit par la majorité du Parlement, soit par
le Conseil fédéral. En d'autres termes, malgré de nombreux projets de réforme, l'année
2022 a été marquée par une perte de vitesse des réformes liées à la place financière et
aux banques helvétiques. 

Premièrement, la population helvétique a refusé la suppression du droit de timbre et la
réforme de l'impôt anticipé. Lors de deux votations populaires, les Suisses et
Suissesses ont sanctionné les velléités de la droite et du gouvernement de supprimer
progressivement la totalité des droits de timbre. Le PLR avait clamé, en 2009 déjà, son
ambition d'abolir l'ensemble des trois droits de timbre afin de renforcer l'attractivité
économique de la Suisse. Le 13 février 2022, 62.7 pour cent des citoyens et citoyennes
helvétiques ont refusé une suppression du droit de timbre d'émission sur le capital
propre. Le PS, les Verts et les syndicats ont saisi le référendum pour soumettre cette
réforme du droit de timbre à la population, et mené la bataille avec une campagne qui
interrogeait les votant.e.s sur «A qui profite la suppression du droit de timbre
d'émission sur le capital propre?». Dans les urnes, les citoyens et citoyennes
helvétiques ont, toutes régions confondues, rejeté la réforme à plus de 60 pour cent.
Puis, le 25 septembre 2022, 52.01 pour cent des citoyens et citoyennes helvétiques ont
rejeté la modification de la loi fédérale sur l’impôt anticipé. Cette réforme de l'impôt
anticipé, prévoyait notamment la suppression du droit de timbre de négociation sur les
obligations et exonérait les placements suisses de l'impôt anticipé. Lors de cette
campagne, une impression de déjà-vu a dominé les débats. L'analyse APS des journaux
indique que ces deux votations ont dynamisé les thématiques liées au marché financier
et aux banques. En comparaison, en 2022, ces deux thématiques ont capturé plus de 5
pour cent des articles sur la politique, alors qu'ils ne représentent, de 2016 à 2021,
qu'environ 3 pour cent. Il est notamment possible de noter un pic en janvier-février
2022. Lors de la campagne sur la votation du 13 février, la presse helvétique a consacré
7 pour cent de ses articles sur la politique à ces thématiques. A l'inverse, la campagne
de votation du 25 septembre n'a pas généré un autant grand trafic. «Seulement» 4.6
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pour cent de ces articles sur la politique ont traité de la thématique des marchés
financiers et des banques. Ce relativement faible pourcentage, en comparaison avec la
campagne du 13 février, s'explique par la prépondérance des campagnes sur la réforme
de l'AVS21 et sur l'initiative populaire sur l'élevage intensif qui ont phagocyté la
campagne. Au final, ces deux rejets successifs de la population ponctuent un feuilleton
de plus de dix années sur la suppression des droits de timbre. 

Deuxièmement, la majorité du Parlement, et le Conseil fédéral, ont successivement
balayé toutes les velléités d'ajouter des wagons au train de la finance durable
helvétique. Tout d'abord, le Parlement a rejeté plusieurs objets qui visaient une plus
grande transparence sur l'impact des portefeuilles des investisseurs institutionnels sur
le changement climatique, une politique financière compatible avec les impératifs
environnementaux de la gouvernance, une veille micro- et macroprudentielle des
risques financiers liés au changement climatique et la création d'un comité d'éthique
pour évaluer les décisions d'investissements de la Banque nationale suisse (BNS). Pour
sa part, comme en 2021, le Conseil fédéral a confirmé qu'il préconisait l'autorégulation
de la finance helvétique avec un rôle uniquement subsidiaire pour l'État et non
régulateur. Finalement, afin de maintenir le wagon de la finance durable sur les rails de
la politique helvétique, un groupe de cinq parlementaires d'horizons politiques
différents (Verts, Vert'libéraux, PS, Centre et PLR) ont déposé cinq motions identiques
pour dynamiser les investissements écologiques grâce à une banque publique
helvétique. Si le Conseil fédéral a déjà affirmé son scepticisme, le dossier sera traité
dans les chambres en 2023.

Troisièmement, le Parlement a rejeté la privatisation de PostFinance. Alors que le
Conseil fédéral a soumis un prototype de révision partielle de la Loi sur l'organisation
de la Poste (LOP), avec comme objectifs de lever d'abord l'interdiction à PostFinance
d'octroyer des crédits et des hypothèques, puis de privatiser PostFinance, l'ensemble
du Parlement a préféré un retour au Conseil fédéral, plutôt qu'une réforme
expérimentale. Autant au Conseil des États, qu'au Conseil national, tous les partis
politiques ont fustigé cette révision de la LOP. 

Quatrièmement, le bénéfice de la BNS a déraillé et a forcé les politiciens et
politiciennes à ralentir leur appétit financier. La perte estimée d'environ CHF 150
milliards pour la BNS, pour l'année 2022, est due essentiellement aux positions en
monnaies étrangères déficitaires, avec la guerre en Ukraine en toile de fond. Cette
perte, inédite depuis 2008, a refroidi les politicien.ne.s suisses. De ce fait, le Conseil
national a notamment rejeté une initiative parlementaire pour affecter les bénéfices de
la BNS à la mise en œuvre de la politique énergétique 2050 et une motion pour clarifier
la fonction de la réserve pour distributions futures dans le bilan de la BNS. En parallèle,
cette perte a provoqué des maux d'estomac aux argentiers cantonaux qui avaient pris
l'habitude de bénéficier de cette manne financière supplémentaire. 

Cinquièmement, l'économie et la presse helvétique ont salué la fin des taux négatifs. La
conjoncture économique mondiale, la hausse des prix des biens et services, avec
notamment les prix de l'énergie, et les conséquences économiques de la crise du
Covid-19, ont forcé la BNS a rehaussé son taux directeur, d'abord de 0.50 points en
avril 2022, puis de 0.75 points en septembre 2022, et à nouveau de 0.5 points en
décembre 2022 mettant un terme à la situation inédite des taux négatifs. Le taux
directeur de la BNS fini donc l'année 2022 à 1 pour cent. Cette hausse était pressentie
dès le début de l'année. D'un côté, cela a confirmé qu'en 2022 l'inflation semble avoir
détrôné le franc fort sur la liste des préoccupations de la BNS. Après avoir percuté la
parité au printemps 2022, le franc a continué son appréciation face à l'euro. Il flirtait
avec les 95 centimes à la fin de l'été 2022. D'un autre côté, la hausse du taux directeur
de la BNS a mis sous pression le marché hypothécaire helvétique. Les taux
hypothécaires n'ont cessé de croître et l'Autorité fédérale de surveillance des marchés
financiers (FINMA) s'est inquiétée d'une surchauffe du marché immobilier. A partir de
là, la BNS a forcé la main du Conseil fédéral pour réactiver le volant anticyclique
sectoriel de fonds propres qui avait été désactivé en mars 2020, face à la crise du
Covid-19.

Sixièmement, la transparence financière a été au cœur des débats en 2022. Pour
commencer, les révélations sur les clients Crédit Suisse et les «Suisse Secrets» ont
posé la question de la liberté de la presse concernant la place financière. Puis, la guerre
d'agression de la Russie en Ukraine a mis le secteur bancaire helvétique sous les feux
des projecteurs. Si le Conseil fédéral a d'abord été critiqué pour son attentisme, il a fini
par s'aligner sur les sanctions occidentales. Ensuite, Pierin Vincenz, ex-dirigeant de la
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banque Raiffeisen Suisse, a été condamné pour gestion déloyale, abus de confiance et
faux dans les titres. Est-ce que cette sanction marque un tournant dans les relations de
la finance avec la justice? Finalement, plusieurs objets liés à la transparence ont
également été débattus au Parlement. La Berne fédérale a ainsi accepté des postulats
sur le traçage des transactions financières en crypto-monnaies, sur la
responsabilisation des cadres supérieurs des établissements financiers helvétiques et
sur le renforcement des efforts de transparences des flux financiers. En outre, le
Conseil national a validé l'extension de l'échange automatique de renseignements
relatif aux comptes financiers (EAR) avec douze États supplémentaires. 

Pour finir, la révision partielle de la loi sur la surveillance des assurances (LSA) est
arrivée à destination. Elle a été adoptée par les deux chambres. Pour sa part, le Conseil
fédéral a mis sur les rails la modification de la loi sur les infrastructures des marchés
financiers (LIMF). L'objectif est l'équivalence boursière, à moyen terme, avec l'Union
européenne (UE). 4

Rückblick auf die 51. Legislatur: Geld, Währung, Kredit

Autorinnen und Autoren: Guillaume Zumofen, Catalina Schmid und Anja Heidelberger

Stand: 17.08.2023

Rückblickend bleibt im Themenbereich «Geld, Währung und Kredit» wohl von der 51.
Legislatur vor allem der Untergang der Credit Suisse und ihre Übernahme durch die
UBS im Gedächtnis. Nachdem die Credit Suisse bereits seit Jahren durch schlechte
Nachrichten, insbesondere bezüglich Verlusten, Managementwechseln und Skandalen,
aufgefallen war, verschlechterte sich ihre Situation im März 2023 dramatisch. Der
massive Vertrauensverlust in die Bank führte zu einem Einbruch ihrer Aktien, der auch
durch eine Liquiditätsspritze der Nationalbank nicht mehr aufgehalten werden konnte.
Trotz noch ausreichender Liquidität wurde Mitte März 2023 die Übernahme der CS
durch die UBS bekanntgegeben. Die Übernahme erfolgte zu einem
«Schnäppchenpreis» von CHF 3 Mrd., wobei der Bund die Übernahme mit
Verlustgarantien für die UBS in der Höhe von CHF 9 Mrd. sowie mit einem
Liquiditätsdarlehen an die SNB in der Höhe von CHF 100 Mrd. absicherte. Mitte August
2023 kündigte die UBS die entsprechenden Sicherheiten, mit denen der Bund somit
insgesamt Garantien in der Höhe von CHF 200 Mio. einnahm. Die Ereignisse im März
2023 lösten eine Flut an Vorstössen zur Aufarbeitung der Geschehnisse und zur
Revidierung der Gesetzgebung zu den Grossbanken aus und führten in der
Sommersession 2023 schliesslich auch zur Einsetzung der erst fünften
parlamentarischen Untersuchungskommission (PUK) der Schweizer Geschichte.

Darüber hinaus stand der Schweizer Finanzplatz auch aufgrund zweier missglückter
Versuche zu seiner Stärkung im medialen Interesse. So hatten Bundesrat und Parlament
eine Abschwächung des Gesetzes über die Stempelabgaben (StG) sowie des
Verrechnungssteuergesetzes (VStG) erarbeitet, mit denen die Emissionsabgabe auf
Eigenkapital respektive die Umsatzabgabe auf Obligationen abgeschafft sowie
Schweizer Anlagen von der Verrechnungssteuer befreit werden sollten. Beide
Gesetzesänderungen wurden jedoch im Februar 2022 und September 2022 von den
Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern verworfen, nachdem gegen die Vorlagen das
Referendum ergriffen worden war. Gemäss Nachabstimmungsbefragungen
befürchteten die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger vor allem, dass die
Grosskonzerne auf Kosten der Bürgerinnen und Bürger von einer Annahme der beiden
Vorlagen profitiert hätten. 

International sorgten die Schweizer Banken aufgrund bestimmter Ereignisse während
der 51. Legislatur für negative Schlagzeilen: Zwar übernahm der Bundesrat die
Sanktionen der EU aufgrund des Ukraine-Krieges, dennoch riss die Kritik bezüglich
einer späten und zu laschen Umsetzung der Sanktionen durch die Banken nicht ab. In
der 51. Legislatur wurde auch das Geldwäschereigesetz (GwG) revidiert, wobei das
Parlament die vom Bundesrat in Anlehnung an den Bericht der Financial Action Task
Force (FATF) vorgeschlagenen Massnahmen deutlich abschwächte. 

Für positive Schlagzeilen hatten die Banken noch zu Beginn der Covid-19-Pandemie
gesorgt, als sie zusammen mit dem Bundesrat, der SNB, der FINMA und der FinDel in
kürzester Zeit Überbrückungskredite schufen, um die von den Massnahmen zur
Eindämmung der Pandemie gebeutelten Unternehmen zu unterstützen. So konnten
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insbesondere KMU vergleichsweise unbürokratisch Kredite in der Höhe von insgesamt
CHF 40 Mrd. aufnehmen, für welche der Bund die Solidarhaftung übernahm.
Ausgeschöpft wurden davon jedoch «nur» Kredite in der Höhe von CHF 16.9 Mrd.

Auch die Nationalbank stand in der 51. Legislatur immer wieder im Zentrum des
Interesses. So sah sich die SNB ab Frühjahr 2022 aufgrund der schleppenden
Konjunktur der Weltwirtschaft, der Preisanstiege, insbesondere im Energiebereich, und
der wirtschaftlichen Folgen der Covid-19-Pandemie zu einer Aufgabe der Negativzinsen
und zu mehrfachen Erhöhungen des Leitzinses gezwungen. Noch während der
Pandemie hatte die SNB mehrfach auf den Märkten interveniert, um eine Aufwertung
des Frankens zu verhindern – was zu Vorwürfen der Wechselkursmanipulation durch
die USA geführt hatte. Nach Aufgabe der Negativzinsen wurde einerseits der Franken
gegenüber dem Euro aufgewertet, andererseits stiegen die Hypothekarzinsen an,
woraufhin der Bundesrat den antizyklischen Kapitalpuffer reaktivierte.

Solange sie noch vorhanden waren, waren die Negativzinsen von grossem medialem
Interesse aufgrund der von der SNB dadurch erzielten hohen Gewinne, insbesondere
während der Pandemie (im Jahr 2019 lag der Gewinn zum Beispiel bei CHF 49 Mrd.).
Während der Bund mit rekordhohen pandemiebedingten Ausgaben und zahlreichen
teuren Projekten zu kämpfen hatte, wurden immer wieder Vorschläge eingebracht, wie
die Gewinne der SNB aus den Negativzinsen verwendet werden könnten – etwa für den
Abbau der Covid-19-Schulden, für die AHV-Finanzierung oder für die Energiestrategie
2050. Diese Bestrebungen fanden im Jahr 2022 ein jähes Ende, als die SNB einen
Verlust von CHF 142 Mrd. bekannt gab.

Im Versicherungsbereich wurden allen voran das Versicherungsvertragsgesetz (VVG)
sowie das Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG) revidiert – Letzteres führte denn in der
51. Legislatur auch zu den ausführlichsten Debatten in diesem Themenbereich. Das
über hundertjährige Versicherungsvertragsgesetz sollte einer Totalrevision unterzogen
und die Regelungen der Versicherungsverträge an die aktuellen Begebenheiten
angepasst werden. Ein erster Entwurf war 2013 an den Bundesrat zurückgewiesen
worden, der neuste bundesrätliche Vorschlag wurde in der Folge im Frühling 2019 bis
weit in die Mitte des Parlaments als zu versicherungsfreundlich kritisiert. In einer
ausführlichen Behandlung fand das Parlament in den wichtigsten Punkten jedoch
Kompromisse zwischen Anliegen des Konsumentenschutzes und der Versicherungen, so
dass das angedrohte Referendum nicht ergriffen wurde. 
Die Teilrevision des Versicherungsaufsichtsgesetzes beinhaltete schliesslich
insbesondere Regelungen für den Sanierungsfall einer Versicherung,
Aufsichtserleichterungen für Versicherungen mit ausschliesslich professionellen
Kundinnen und Kunden sowie Vorschriften bei der Versicherungsvermittlung, wobei das
Parlament jedoch die umstrittene Ombudspflicht, welche den Versicherten bei
Streitigkeiten eine Anlaufstelle garantiert hätte, aus dem Projekt strich.

Zu den Jahresrückblicken:
2020
2021
2022

Jahresrückblick 2023: Geld, Währung und Kredit

Der Themenbereich «Geld, Währung und Kredit» war 2023 stark von den
Geschehnissen rund um den Untergang der Credit Suisse (CS) geprägt. Die Situation
der CS, die aufgrund massiver Verluste und Skandale bereits seit einigen Jahren im
Krisenmodus stand, verschlechterte sich im März 2023 dramatisch. Innerhalb von zwei
Wochen überschlugen sich verschiedene Ereignisse, wodurch sich die Vertrauenskrise
der Bank zuspitzte und die CS-Aktien drastisch an Wert verloren. Die Bank schaffte es
trotz intakter Kapitalisierung und einer ausserordentlichen Liquiditätsspritze der SNB
nicht, ihre massiven Geldabflüsse zu stoppen. Noch Mitte März 2023 wurde schliesslich
die Übernahme der CS durch die UBS zu einem «Schnäppchenpreis» von CHF 3 Mrd. in
Form von UBS-Aktien bekanntgegeben. Mittels verschiedener Notverordnungen schuf
der Bundesrat die Rahmenbedingungen für eine erfolgreiche Umsetzung und
verabschiedete dazu eine Verlustgarantie von CHF 9 Mrd. für die UBS sowie weitere
Liquiditätsdarlehen für die beiden betroffenen Banken in der Höhe von insgesamt CHF
200 Mrd. Bereits Mitte Juni 2023 war die Credit Suisse mit dem formellen Vollzug der
Übernahme Geschichte. Nachdem die von der CS bezogenen Liquiditätsdarlehen in der
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Höhe von CHF 100 Mrd. bereits per Ende Mai zurückbezahlt worden waren, kündigte die
UBS schliesslich Mitte August die übrigen CHF 109 Mrd. an Sicherheiten. Der
Zusammenbruch des einstigen Schweizer Vorzeigeinstituts führte zu einer breiten
öffentlichen und vor allem medialen Debatte rund um die Verantwortlichkeiten, die
gefundene Lösung sowie den Umgang mit der Krise und den Folgen der neuen
Megabank UBS – beobachtbar auch in den zeitweise heftigen Ausschlägen in der
medialen Berichterstattung, wie Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse verdeutlicht. In
der eigens zu dieser Thematik einberufenen ausserordentlichen Session im April 2023,
aber auch in den darauffolgenden Sessionen, reagierte das Parlament auf die Ereignisse
vom März mit zahlreichen Vorstössen zur Aufarbeitung der Geschehnisse, zum
künftigen Umgang mit systemrelevanten Banken sowie zur Rolle von
Aufsichtsinstitutionen wie der Finma oder der WEKO. In der Sommersession beschloss
das Parlament schliesslich den Einsatz der erst fünften parlamentarischen
Untersuchungskommission (PUK) in der Schweizer Geschichte. 

Fast gänzlich unbeachtet von den Medien gab es aber noch weitere Ereignisse in
diesem Themenbereich. So führte der Bundesrat die Arbeiten zur Änderung des
Bankengesetzes für eine staatliche Liquiditätssicherung für systemrelevante Banken
fort; im Mai eröffnete er dazu die Vernehmlassung für den sogenannten Public Liquidity
Backstop (PLB) und präsentierte im September die Botschaft. Der PLB war im Rahmen
der zusätzlichen Liquiditätspakete für die CS-Übernahme im März bereits per
Notverordnungen zur Anwendung gekommen, soll aber als Instrumentarium für
Bankenkrisen ebenfalls ins ordentliche Recht überführt werden. 

Die Nationalbank setzte ihre restriktive Geldpolitik im Jahr 2023 fort und erhöhte im
März und Juni erneut die Leitzinsen, womit sich diese von 1 Prozent Anfang Jahr auf 1.75
Prozent (ab Juni) erhöhten. Im Kontext der ebenfalls steigenden Referenz- und
Hypothekarzinsen und den damit einhergehenden Mietpreiserhöhungen löste die
Nationalbank damit eine Debatte über einen Zielkonflikt in der Bekämpfung der
Inflation aus. Teilweise als Begleiterscheinung der hohen Zinsen setzte der Franken
2023 seinen Aufwärtstrend erneut fort, wobei der Euro-Wechselkurs zeitweise beinahe
am Tiefstwert von rund 0.95 im vorherigen Jahr kratzte. Nachdem die Nationalbank im
Vorjahr mit dem erlittenen Rekordverlust von CHF 132 Mrd. vor allem negative
Schlagzeilen gemacht hatte, schrieb sie im ersten Quartal 2023 mit verbuchten
Gewinnen in der Höhe von CHF 26.9 Mrd. bereits wieder schwarze Zahlen. Diese
Gewinne schmolzen wegen wiederholten Verlusten in den zwei darauffolgenden
Quartalen jedoch bis September auf CHF 1.7 Mrd., wodurch die Chancen einer
Gewinnausschüttung der SNB an Bund und Kantone im kommenden Jahr von
Expertinnen und Experten erneut nahezu auf Null geschätzt wurden.

Aufmerksamkeit erhielt im Berichtsjahr auch das Thema «Bargeld». So hatte die
Bedeutung des Bargelds in der Schweiz gemäss einer Bevölkerungsumfrage der SNB im
Vergleich zu den vergangenen Jahren wieder zugenommen. Im Einklang mit dieser
Entwicklung gab die Bundeskanzlei im Februar 2023 auch bekannt, dass die 2021
lancierte Volksinitiative «Bargeld ist Freiheit» zustandegekommen sei. Die Initiative soll
die Bargeldversorgung der Schweiz sicherstellen und den Franken als Schweizer
Währung sichern. Der Bundesrat unterstützte das Anliegen des Schutzes des Bargelds
und schlug in einem direktem Gegenentwurf zur Initiative vor, die bestehenden
Gesetzesartikel dazu auf Verfassungsebene anzuheben. Im März lancierte das
Initiativkomitee ein zweites, themenähnliches Volksbegehren, die «Ich zahle bar»-
Initiative», welche konkretere Vorschriften zum Bezug und zur Akzeptanz des Bargelds
verlangte. 

Im Börsenbereich nahm das Parlament zwei Änderungen des
Finanzmarktinfrastrukturgesetzes (FinfraG) vor. Einerseits wurden die bisher auf
Notrecht begründeten Regelungen zum Schutz der Schweizer Börseninfrastruktur ins
ordentliche Recht überführt. Andererseits schuf das Parlament einen Straftatbestand
im FinfraG für Fälle von unwahren oder unvollständigen Angaben in öffentlichen
Kaufangeboten. 5
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Finanzmarkt

Zwecks Erfüllung der Postulate Ingold (evp, ZH) und Maury Pasquier (sp, GE) publizierte
der Bundesrat im Oktober 2016 den Bericht „Unlautere und unrechtmässige
Finanzflüsse aus Entwicklungsländern“. Der Bericht anerkannte die Problematik von
diesen sogenannten "Illicit Financial Flows" (IFF), weil diese ein Hindernis für eine
nachhaltige Entwicklung darstellten. Zu bekämpfen seien diese Finanzströme aufgrund
der grenzüberschreitenden Charakters dieses Phänomens gemäss Regierung jedoch
über einen internationalen Ansatz. Die Schweiz trage diese Bemühungen mit, indem sie
in den letzten Jahren bedeutende Fortschritte bei der Umsetzung internationaler
Standards bezüglich Geldwäscherei, Terrorismusbekämpfung und
Informationsaustausch in Steuersachen erzielt habe. 6

BERICHT
DATUM: 12.10.2016
NICO DÜRRENMATT

Le comité consultatif pour l'Avenir de la place financière  helvétique a dressé son
premier rapport. Ce comité, institué en 2016, dirigé par le professeur Aymo Brunetti,
est chargé d'aborder les questions relatives à la place financière d'un point de vue
stratégique, mais aussi d'élaborer des recommandations pour l'avenir de la place
financière suisse. Pour ce premier rapport, le comité s'est penché précisément sur la
finance numérique. Le groupe considère ainsi que l'Etat doit favoriser l'innovation et
que la réglementation doit garantir la concurrence dans ce nouveau secteur. Il soutient
le Conseil fédéral qui avait approuvé un rapport en octobre 2016 sur les nouvelles
technologies financières (FinTech). 7

BERICHT
DATUM: 25.01.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

La numérisation se dessine comme un moteur incontournable de l’innovation. Dans
cette optique, le développement à long-terme de la distributed ledger technology (DLT)
et de la blockchain s’impose dans le secteur de la finance et dans l’économie suisse de
manière générale. Le rapport bases juridiques pour la DLT et la blockchain en Suisse
définit les conditions-cadres nécessaires à un développement optimal, durable et
éthique de ces technologies. En se basant sur ce rapport, le Conseil fédéral estime que
plusieurs adaptations ponctuelles du droit sont indispensables. Premièrement, en ce
qui concerne le droit civil, aucune adaptation n’est nécessaire pour les jetons
cryptographiques (tokens), comme le bitcoin, qui représentent des actifs immatériels.
Par contre, il est indispensable d’adapter le droit des papiers-valeurs afin de prendre
en considération les jetons qui représentent des droits matériels. Deuxièmement, la
prise en compte des cryptoactifs lors d’une faillite doit être envisagé dans le droit de
l’insolvabilité. Troisièmement, le Conseil fédéral estime que le droit des marchés
financiers est déjà adapté à ces nouvelles technologies. Des modifications globales ne
sont donc pas nécessaires. Quatrièmement, le risque d’utilisation frauduleuse des
cryptoactifs existe. Néanmoins, le Groupe interdépartemental de coordination sur la
lutte contre le blanchiment d’argent et le financement du terrorisme (GCBF) estime
que la loi sur le blanchiment d’argent (LBA) englobe les activités liées aux
cryptomonnaies. 8

BERICHT
DATUM: 14.12.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Conseil fédéral a publié son rapport sur le développement durable dans le secteur
financier. Dans ce rapport, le Conseil fédéral positionne la finance durable comme une
opportunité et un moteur pour la place financière helvétique. Afin de renforcer la
Suisse sur le marché international de la finance durable, il est donc primordial
d'exploiter la numérisation, d'internaliser les coûts externes imposés à l'environnement
et de renforcer la transparence pour garantir une information transversale pour
l'ensemble des acteurs du marché. Dans cette optique, le Conseil fédéral souhaite
créer les conditions-cadres pour favoriser le développement de la finance durable. Il
cite notamment un renforcement de la transparence, du reporting, de la diligence, de
l'évaluation des risques et de l'accès au marché. 9

BERICHT
DATUM: 24.06.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Le postulat d'Adèle Thorens Goumaz (verts, VD) sur la compétitivité de la place
financière helvétique du point de vue de la finance durable a été classé.
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Kapitalmarkt

Ende 2009 hatte der Bundesrat in Beantwortung eines vom Ständerat überwiesenen
Postulats Konrad Graber (cvp, LU) einen von der Finanzmarktaufsicht (Finma) und der
Nationalbank (SNB) gemeinsam erarbeiteten Bericht zur künftigen „Strategischen
Stossrichtung für die Finanzmarktpolitik der Schweiz“ veröffentlicht. Als Ansatz zur
Bewältigung der mittel- und langfristigen Herausforderungen an den Finanzplatz
Schweiz wurden darin vier finanzmarktpolitische Ziele samt entsprechenden Strategien
festgehalten. Die internationale Wettbewerbsfähigkeit des schweizerischen
Finanzsektors soll erstens mittels Schaffung geeigneter steuerlicher
Rahmenbedingungen (Unternehmenssteuerreform III, Prüfung der Verrechnungs- und
Stempelsteuer) und bedachter regulatorischer Eingriffe zum Schutz der Gläubiger,
Anleger und Versicherer erhalten bleiben bzw. gestärkt werden. Zweitens sollen
Hindernisse für den Zugang schweizerischer Finanzintermediäre (Banken,
Vermögensverwaltung, Fonds) im internationalen Markt systematisch angegangen
werden, indem sich die Schweiz um die weitere Liberalisierung der Märkte über
Dienstleistungsabkommen im Rahmen der WTO (GATS) und mit der EU, über
Freihandelsabkommen und über Gleichwertigkeitsanerkennungen bemüht. Im weiteren
soll auch der autonome Nachvollzug von EU-Regulierung schweizerischen
Finanzdienstleistern den Zutritt in den europäischen Markt erleichtern. Drittens hielt
das Papier eine Verschärfung der Eigenmittel- und Liquiditätsvorschriften durch die
Finma sowie einen verbesserten Einlegerschutz als Unterstützungsmassnahmen des
Finanzsystems in seiner systemrelevanten Dimension fest. In Anlehnung an die
Empfehlungen der „Expertenkommission zur Limitierung von volkswirtschaftlichen
Risiken durch Grossunternehmen“ sollten weitere Regulierungsmassnahmen geplant
werden. Diese kam in ihrem Zwischenbericht im April 2010 zum Schluss, dass allein die
beiden Grossbanken UBS und Credit Suisse, nicht aber andere Finanzinstitute oder
Versicherungen, als too-big-to-fail einzustufen seien und damit ein
volkswirtschaftliches Stabilitätsrisiko darstellten. Demzufolge suchte der Bundesrat die
Lösung in einer entsprechenden, auf die systemrelevanten Banken beschränkten
Planungsvorlage zwecks Änderung des Bankengesetzes. Als viertes Ziel strebt der
Strategiebericht zur Finanzmarktpolitik die Integritäts- und Reputationssicherung des
Finanzplatzes an. Konkret soll mit bilateralen Abkommen über die Einführung einer
Abgeltungssteuer auf grenzüberschreitenden Kapitalerträgen sowie dem Abschluss von
Doppelbesteuerungsabkommen nach OECD-Standard das Bankgeheimnis gewahrt und
der international weithin geforderte automatische Informationsaustausch unter den
Steuerbehörden der einzelnen Länder verhindert werden. 10

BERICHT
DATUM: 16.12.2009
SUZANNE SCHÄR

L'objectif du postulat Vogler (pcs, OW) était d'examiner les coûts induits aux
établissements financiers des circulaires de la FINMA. Le rapport a mis en avant la
difficulté de quantifier les coûts réels des ces circulaires faute de données. Face à
cette difficulté, le rapport s'est contenté d'évaluer les frais initiaux liés aux circulaires.
Il conclut que les bénéfices des établissements financiers ne pâtissent pas des
circulaires de la FINMA. Au final, si le Conseil fédéral relève l'importance d'une
réglementation juste et efficace pour la stabilité de la place financière helvétique, il
considère qu'il n'est pas opportun de légiférer au-delà de l'ordonnance relative à la loi
sur la surveillance des marchés financiers (LFINMA) selon les conclusions du rapport. Le
rapport a été établi en parallèle du rapport sur le postulat 17.3620. 11

BERICHT
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GUILLAUME ZUMOFEN

L'objectif du postulat Germann (udc, SH) était d'examiner les coûts induits aux
établissements financiers des circulaires de la FINMA. Le rapport a mis en avant la
difficulté de quantifier les coûts réels des ces circulaires faute de données. Face à
cette difficulté, le rapport s'est contenté d'évaluer les frais initiaux liés aux circulaires.
Il conclut que les bénéfices des établissements financiers ne pâtissent pas des
circulaires de la FINMA. Au final, si le Conseil fédéral relève l'importance d'une
réglementation juste et efficace pour la stabilité de la place financière helvétique, il
considère qu'il n'est pas opportun de légiférer au-delà de l'ordonnance relative à la loi
sur la surveillance des marchés financiers (LFINMA) selon les conclusions du rapport. Le
rapport a été établi en parallèle du rapport sur le postulat 17.3566. 12
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Nationalbank

D'après le Conseil fédéral, la définition d'objectifs de développement durable ne
relève pas de la compétence de la Banque nationale suisse (BNS). Dans son rapport, le
Conseil fédéral précise que le mandat de la BNS concerne uniquement le maintien de la
stabilité des prix en fonction de la conjoncture économique. Un élargissement du
mandat de la BNS politiserait l'institution et remettrait en question son indépendance,
ce qui mettrait en péril son objectif initial de stabilité des prix. Le Conseil fédéral
conclut donc qu'il est évident que, d'un côté, la BNS doit prendre en compte le
changement climatique pour établir une politique monétaire pertinente, mais que d'un
autre côté, il n'est pas de son ressort d'aider la Confédération à atteindre ses objectifs
de développement durable. 13

BERICHT
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GUILLAUME ZUMOFEN

In der Sommersession 2023 schrieb der Nationalrat das Postulat der WAK-NR
betreffend Nachhaltigkeitsziele für die Nationalbank stillschweigend ab. Der Bundesrat
hatte zur Erfüllung des Vorstosses im Oktober 2022 den Bericht «die Schweizerische
Nationalbank und die Nachhaltigkeitsziele der Schweiz» verabschiedet. 14

BERICHT
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Banken

Gerichtsprozesse in Italien, in denen leitende Bankangestellten der Beihilfe zum
Devisenschmuggel angeklagt waren, sorgten dafür, dass die schweizerischen Banken
weiterhin im Rampenlicht der Öffentlichkeit standen. Aber auch die Einladung an den
Genfer Nationalrat Ziegler (sp, GE), als Experte in Sachen Fluchtgelder vor einer
französischen Parlamentskommission aufzutreten, erregte einiges Aufsehen. In der
schweizerischen Presse wurde bei allem Vorbehalt gegenüber den wenig liberalen
Devisenbestimmungen gewisser Nachbarstaaten betont, dass sich die im Ausland
operierenden Bankiers nun einmal an die dort geltenden Gesetze zu halten haben. Den
in der Schweiz tätigen Banken ist die aktive Beihilfe zu unerlaubten Kapitalausfuhren
durch die «Vereinbarung über die Sorgfaltspflicht der Banken bei der Entgegennahme
von Geldern und die Handhabung des Bankgeheimnisses» untersagt. Dieses zwischen
der Nationalbank und der Bankiervereinigung abgeschlossene Abkommen, bei dem das
Hauptgewicht auf der Abklärung der Identität der Bankkunden liegt, wurde am 1. Juli
1982 für weitere fünf Jahre verlängert. Es erfuhr dabei eine Verschärfung, indem
namentlich sogenannte Kompensationsgeschäfte zur Umgehung von
Devisenausfuhrbestimmungen verboten werden, ebenso wie das Führen von Konten für
inländische Personen und Gesellschaften, die im Kapitalfluchtgeschäft tätig sind. Die
Identitätsfeststellung, welche die Voraussetzung dafür bietet, dass die Banken ihrer
Auskunftspflicht bei Strafverfolgungen nachkommen können, wurde auf Geschäfte am
Barschalter erweitert, falls diese einen bestimmten Betrag übersteigen. 15

BERICHT
DATUM: 29.07.1982
HANS HIRTER

Mit dem vorläufigen Verzicht auf eine Teilrevision ist auch die Forderung nach der
Verankerung der Sorgfaltspflichtvereinbarung (SVB) bei der Entgegennahme von
Geldern im Bankengesetz gescheitert. Die Nationalbank kündigte an, dass sie sich an
der auf den 1. Oktober 1987 fälligen Erneuerung dieser 1977 im Anschluss an den Skandal
um die Filiale Chiasso der SKA erstmals unter den Banken abgeschlossenen Konvention
nicht mehr beteiligen werde. Ihre Teilnahme an dieser privatrechtlichen Vereinbarung
erachte sie nicht für nötig und sie gehöre auch nicht in ihren Aufgabenbereich. Die
Bankiervereinigung beabsichtigt, die SVB als reine Standesregel zu konzipieren und sie
wegen des Ausscheidens der Nationalbank um Sanktionsbestimmungen zu ergänzen. An
der umstrittenen Regelung bei der Abwicklung von Geschäften über Anwälte und
Treuhänder will sie jedoch festhalten. Diese besagt, dass die Banken auf eine
Identitätsüberprüfung verzichten können, wenn eine schriftliche Zusicherung über die
Bekanntheit des Mandanten sowie über die Rechtmässigkeit der Herkunft der Gelder
vorliegt. Für die Eidgenössische Bankenkommission ist diese Ausnahmebestimmung
allerdings unhaltbar. Falls sie in den neuen Standesregeln nicht gestrichen wird, will die
Kommission in Zukunft, gestützt auf die im Bankengesetz enthaltene Vorschrift der
einwandfreien Geschäftsführung, eine generelle Identitätsfeststellung durch die
Banken verlangen. 16
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Die Kartellkommission veröffentlichte einen Bericht zur Wettbewerbslage im
inländischen Finanzmarktsektor. Darin verlangte sie von den Banken die Aufhebung
verschiedener gesamtschweizerischer Abmachungen, welche vor allem mittels
einheitlicher Preise und Gebühren den Wettbewerb behindern. Die von den Banken zur
Verteidigung ihrer kartellistischen Praktiken vorgebrachten strukturpolitischen
Argumente vermochten nicht zu überzeugen. Nach Ansicht der Kartellkommission ist
die gegebene Bankenstruktur nicht an sich schützenswert. Zudem hätten die
Absprachen in der Praxis ohnehin weniger dem Schutz der kleinen Banken gedient, als
vielmehr den grösseren, effizient arbeitenden Instituten Extraeinkommen verschafft
(sog. Differentialrente). Die in der Öffentlichkeit besonders kritisierten regionalen
Festsetzungen der Zinssätze (sog. Platzkonvenien) wurden in diesem Bericht noch nicht
behandelt. 17

BERICHT
DATUM: 31.12.1989
HANS HIRTER

Bei der Bankengesetzrevision im Rahmen der Swisslex konnte die Differenzbereinigung
in der Frühjahrssession zu Ende gebracht werden. Der Ständerat schloss sich der
Ansicht des Nationalrats an, dass die Frage der Limitierung der Staatsgarantie bei den
Kantonalbanken in einer späteren Phase behandelt werden sollte. Er hob hingegen die
vom Nationalrat auf Antrag Poncet (lp, GE) beschlossene Begrenzung der Weitergabe
von Informationen, die im Rahmen der internationalen Amtshilfe gewonnen wurden,
wieder auf. Diese Weitergabe an die Strafbehörden soll nur dann nicht zulässig sein,
wenn ein internationales Rechtshilfeverfahren ausgeschlossen wäre (wie z.B. bei
Steuerhinterziehung). Dass ein Rechtshilfeverfahren bereits rechtsgültig abgeschlossen
sein muss, wird hingegen nicht mehr verlangt. Nachdem sich auch die
Bankiervereinigung gegen die vom Nationalrat beschlossene Erschwerung der
Rechtshilfe ausgesprochen hatte, widerrief die Volkskammer ihren Entscheid. 18

BERICHT
DATUM: 18.03.1994
HANS HIRTER

Im Februar veröffentlichte die Schweizerische Bankiervereinigung die ersten
Ergebnisse einer Umfrage über vor 1945 eröffnete Konten und Depots, welche seit
mindestens zehn Jahren nachrichtenlos sind. Dabei wurden im Gegensatz zu den
Abklärungen von 1962 die nachrichtenlosen Konten sämtlicher ausländischer Kunden,
und nicht nur diejenigen von wahrscheinlichen Opfern antisemitischer oder
rassistischer Verfolgung erfasst. Festgestellt wurden 775 Konten oder Depots im Werte
von knapp CHF 40 Mio. Die jüdischen Organisationen in den USA – welche auch schon
von versteckten Milliardenbeträgen gesprochen hatten – kritisierten diese Erhebung als
unhaltbar. Parallel dazu liefen die vom Ombudsman der Bankiervereinigung
koordinierten Nachforschungen nach den Erbberechtigten von nachrichtenlosen
Konten. Dieser veröffentlichte gegen Jahresende einen ersten Zwischenbericht. Von
den zwischen 1. Januar und 30. September bei ihm eingegangenen rund 1'000
Auskunftsbegehren stammten etwa 70 Prozent von Angehörigen von Nazi–Opfern. Unter
den bisher abgeklärten knapp 900 Anfragen stiess man in elf Fällen auf bestehende
nachrichtenlose Konten. Dreimal betraf es Vermögenswerte von Holocaust–Opfern, in
zwei weiteren Fällen handelte es sich um Guthaben von Personen aus Rumänien, die
während des Kriegs enteignet worden waren, und deren Nachfahren sich unter dem
kommunistischen Regime nicht um das Erbe kümmern konnten. Der Gesamtwert dieser
fünf Guthaben belief sich auf CHF 11'000. Die kleine Ausbeute dieser Suchaktion wurde
auch mit der Effizienz der 1962 durchgeführten ersten Erhebung begründet. 19

BERICHT
DATUM: 22.10.1996
HANS HIRTER

In New York reichten im Oktober Rechtsanwälte im Namen von Überlebenden des
Holocaust eine Gemeinschaftsklage (sogenannte class action) mit einer
Schadenersatzklage von USD 20 Mia. gegen die Gesamtheit der Schweizer Banken ein.
Die Anklage lautet auf Unterschlagung von Guthaben von Holocaust–Opfern und
Mittäterschaft bei den Raubzügen der deutschen Nazis. Kurz darauf doppelte ein
zweites Anwaltsteam mit einer identischen Klage gegen die drei schweizerischen
Grossbanken vor demselben Gericht nach. Einer der beteiligten Anwälte rief Ende
November in New York zu einem Boykott der Schweizer Banken auf, der bis zum
Abschluss der angestrengten Prozesse dauern soll. Der Jüdische Weltkongress (WJC)
stellte sich nicht hinter diesen Aufruf; er gab lediglich bekannt, dass er sich
Massnahmen vorbehalte, um Druck auf die Banken auszuüben. 20
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Im Anschluss an ein Hearing zu dieser Frage vor dem von Alfonse D'Amato präsidierten
Bankenausschuss des amerikanischen Senats einigten sich die Schweizerische
Bankiervereinigung, die World Jewish Restitution Organization (WJRO) und der World
Jewish Congress (WJC) – letzterer hatte die Banken zuvor wegen ihres «einseitigen»
Vorprellens bei der Suche nach nachrichtenlosen Konten heftig kritisiert –, auf ein
gemeinsames Vorgehen. In einem am 2. Mai unterzeichneten «Memorandum of
Understanding» beschlossen sie die Einsetzung eines paritätisch zusammengesetzten
unabhängigen Komitees zur Abklärung von nachrichtenlosen Vermögenswerten bei
Schweizer Banken. Zum Vorsitzenden wurde Paul A. Volcker, ehemaliger Präsident des
US–Federal–Reserve–Board, gewählt. Dabei wurde auch ausgemacht, dass dieses
Komitee internationale Revisionsfirmen beauftragen wird, das von der
Bankiervereinigung auf den 1. Januar eingeführte neue System zur Suche nach
nachrichtenlosen Konten zu kontrollieren. Diese Revisionsfirmen wurden im November
bestimmt. Die Eidg. Bankenkommission gab ihrerseits die Anweisung, dass die
bankengesetzlich vorgeschriebenen Revisionsstellen überprüfen müssen, ob die
Banken das neue Suchsystem korrekt anwenden. Der Nationalrat beauftragte den
Bundesrat, ihm jährlich über den Stand dieser Ermittlungen Bericht zu erstatten. Im
erwähnten «Memorandum of Understanding» ersuchten die beteiligten Parteien zudem
den Bundesrat, abzuklären, ob Vermögenswerte, welche Holocaust–Opfern geraubt
wurden, den Weg in die Schweiz gefunden haben. Der Bundesrat sicherte seine Mithilfe
bei der Abklärung dieser Frage zu. 21

BERICHT
DATUM: 30.11.1996
HANS HIRTER

Die Nationalbank, welche bereits anfangs der 80er Jahre einen Bericht über den
Goldhandel während des 2. Weltkriegs hatte erstellen und publizieren lassen, begrüsste
die Einsetzung der Historikerkommission durch das Parlament. SNB–Präsident Roth
äusserte die Meinung, dass die damalige Bankleitung beim Ankauf von deutschem Gold
zumindest naiv gutgläubig gehandelt habe, als sie der Zusicherung der deutschen
Behörden glaubte, dass es sich nicht um bei anderen Nationalbanken geraubtes und mit
einem neuen Prägestempel versehenes Gold handle. Den Gewinn, welchen die
Nationalbank mit dem Kauf und Verkauf von deutschem Gold sowie der Verschiebung
von Gold zwischen den bei ihr bestehenden Depots Deutschlands und anderer Staaten
gemacht habe, bezifferte er auf rund CHF 20 Mio. Nach Angaben der Nationalbank
befinden sich heute in ihren Tresoren keine Goldbestände mit Prägungen der
deutschen Reichsbank mehr. Auch auf diese Aussagen reagierte der WJC sofort und
behauptete, dass sich der Gewinn der Nationalbank auf mehr als USD 3 Mia. belaufen
müsse. 22

BERICHT
DATUM: 18.12.1996
HANS HIRTER

Grundsätzlich gilt es, in der Diskussion drei Arten von Vermögenswerten
auseinanderzuhalten: Die von Deutschland in den eroberten Staaten (insbesondere
Belgien und Holland) beschlagnahmten Goldreserven der Nationalbanken (sogenanntes
Raubgold), die von Deutschland oder den nationalsozialistischen Organisationen
geraubten oder unter Zwang angeeigneten Vermögenswerte der Opfer des Holocaust
(Raubgut) und die bei den Banken deponierten Guthaben von Holocaust-Opfern
(nachrichtenlose Konten).

BERICHT
DATUM: 31.12.1996
HANS HIRTER

Am 14. Januar gab die Schweizerische Bankgesellschaft bekannt, dass ihr Archivar
irrtümlicherweise und entgegen bankinterner Weisungen Bankdokumente aus der Zeit
vor dem Zweiten Weltkrieg zur Zerstörung freigegeben hatte. Aufgedeckt worden war
die Aktenvernichtung von Christoph Meili, einem Angestellten einer Bewachungsfirma,
welcher diese Dokumente im Shredderraum am Hauptsitz der Bank entdeckt hatte. Die
ihm am brisantesten erscheinenden Papiere hatte er mitgenommen und der
Israelitischen Kultusgemeinde Zürich (und teilweise auch einer Journalistin) übergeben,
welche sie an die Bezirksanwaltschaft Zürich weiterleitete. Die sichergestellten
Dokumente stammten von der 1945 von der Bankgesellschaft übernommenen
Eidgenössischen Bank und bezogen sich nicht auf Vermögenswerte von Kunden. Ein Teil
handelte von Geschäftsvorgängen vor 1930; brisanter erschienen jene, welche sich auf
die Verwaltung von Liegenschaften in Berlin während der dreissiger Jahre bezogen.
Sollte es sich dabei um Liegenschaften handeln, welche die Bank aufgrund von
Zwangsversteigerungen infolge der deutschen Rassengesetze erworben hat, wäre ihre
Vernichtung gemäss dem im Vorjahr verabschiedeten Beschluss zur Aufarbeitung der
Schweizer Geschichte während der dreissiger und vierziger Jahre unzulässig gewesen.
Der Vorsitzende der Historiker–Kommission, Jean–François Bergier, richtete in der
Folge einen Appell an alle Finanz– und Industriefirmen, das Aktenvernichtungsverbot
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bis zum Abschluss der Untersuchungen extensiv zu interpretieren. Dieses erstrecke sich
auf sämtliche Dokumente zu Finanz– und Handelsgeschäften mit dem Ausland für den
Zeitraum 1920 bis 1950. 23

Die Eidgenössische Bankenkommission (EBK) gab der Tätigkeit der Treuhandfirmen,
welche das von Paul A. Volcker präsidierte unabhängige Komitee zur Abklärung von
nachrichtenlosen Vermögen bei Schweizer Banken eingesetzt hatte, eine klare
rechtliche Grundlage. Sie beschloss, diese Kontrollen als ausserordentliche Revision zu
deklarieren. Damit erhielten diese Firmen freien Zugang zu allen relevanten Akten, sind
aber dem Bankgeheimnis unterstellt. Die EBK sicherte sich damit selbst Zugang zu den
Revisionsberichten und kann bei nichtkooperativen Banken die Aktenoffenlegung
erzwingen. 24

BERICHT
DATUM: 01.02.1997
HANS HIRTER

Anfangs Jahr kündigten die schweizerischen Grossbanken an, dass sie einen
«humanitären Fonds für die Opfer des Holocaust» schaffen wollen und dafür CHF 100
Mio. auf ein Sperrkonto bei der Nationalbank einzahlen werden. Der Bundesrat
verabschiedete am 27. Februar eine in Zusammenarbeit mit den Gebern und den
Vertretern der Empfänger (d.h. den jüdischen Organisationen) ausgearbeitete
Verordnung, welche er auf den 1. März in Kraft setzte. Diese regelt die
Zusammensetzung der Fondsleitung, die Aufsicht und die Verwendung der Gelder. Der
Fondsleitung gehören vier schweizerische und drei von der World Jewish Restitution
Organization vorgeschlagene ausländische Mitglieder an, darunter auch der Präsident
des Jüdischen Weltkongresses WJC, Edgar Bronfman, der sich als einer der
unversöhnlichsten Kritiker der Schweiz profiliert hatte. Vorsitzender ist der Präsident
des Schweizerischen Israelitischen Gemeindebundes, Rolf Bloch. 25

BERICHT
DATUM: 02.05.1997
HANS HIRTER

Die Banken setzten ihre Bemühungen zur Auffindung von Erbberechtigten von
nachrichtenlosen Konten fort. In einem Zwischenbericht gab der seit Anfang 1996 als
zentrale Kontakt– und Auskunftstelle fungierende Bankenombudsmann bekannt, dass
sich bis zum 2. Juni 1997 5'000 Anfrager an seine Stelle gewandt und knapp 2'400 das
ausgefüllte Suchformular eingeschickt hatten, rund ein Drittel davon aus den USA. In 28
Fällen konnten die Banken aufgrund dieser Informationen nachrichtenlose Konten mit
einem Gesamtbetrag von CHF 17 Mio. zuordnen. Neun davon, im Wert von CHF 10 Mio.,
betrafen jüdische Opfer. 26

BERICHT
DATUM: 09.07.1997
HANS HIRTER

Auf Einladung von Hevesi diskutierten anfangs Dezember in New York mehrere hundert
Finanzbeamte von Kommunen und staatlichen Pensionskassen über Massnahmen gegen
Schweizer Banken. Nicht zuletzt auf Anraten des Jüdischen Weltkongresses (WJC)
empfahl Hevesi, alle Boykottmassnahmen für drei Monate zu suspendieren. Diese
Aktionen hatten zwar für die Banken bisher nur geringe finanzielle Auswirkungen,
wirkten sich aber imageschädigend aus. Die US–Behörden sicherten der Schweiz zu,
abzuklären, ob sich diese Massnahmen regionaler Behörden mit den Bestimmungen der
WTO über die nichtdiskriminierende Submission von öffentlichen Aufträgen
vereinbaren lassen; auch das Bundesamt für Aussenwirtschaft unternahm
diesbezügliche Abklärungen. Der Bundesrat selbst gab bekannt, dass er einstweilen
nicht die WTO–Behörden anrufen, sondern bilateral bei der US–Regierung
intervenieren werde. In seiner Antwort auf eine Interpellation Tschuppert (fdp, LU)
lehnte er den als Gegenmassnahme vorgeschlagenen Verzicht auf Rüstungskäufe in den
USA ab. 27

BERICHT
DATUM: 10.10.1997
HANS HIRTER

Um derartigen Missverständnissen zu begegnen, machten die Banken vor der am 29.
Oktober erfolgten Publikation der nächsten Listen weltweit in 120 Zeitungen in grossen
Anzeigen auf ihre bisher unternommenen Anstrengungen aufmerksam. Eine dieser
neuen Listen enthielt die in der ersten Liste nicht berücksichtigten Sparhefte von
Ausländern (rund 3'700 Namen mit Vermögen von rund CHF 6 Mio.), eine zweite alle
Vermögenswerte von Schweizern sowie von Personen, bei denen bei der
Kontoeröffnung der Wohnort nicht bekannt war. Diese zweite Liste war bei weitem die
umfangreichste, umfasste sie doch etwa 10'000 Namen mit Guthaben von insgesamt
rund CHF 12 Mio. Zwar ermittelt, aber nicht in diesem letzten Verzeichnis publiziert
wurden die Namen von rund 64'000 Schweizer Kontoinhabern mit Guthaben von
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weniger als CHF 100 Die in den Listen publizierten Konten enthielten meist nur
Kleinbeträge; insgesamt waren es rund CHF 80 Mio. 28

Um die Suche nach Erbberechtigten voranzutreiben, ergriffen die Banken zusätzliche,
recht spektakuläre Massnahmen. In mehrseitigen Zeitungsinseraten veröffentlichten sie
weltweit mehrere Listen mit Namen von Inhabern von nachrichtenlosen Bankeinlagen.
Es handelte sich dabei um Konten, Depots oder Sparhefte, welche vor dem Ende des 2.
Weltkriegs eröffnet worden waren, und deren Besitzer oder Rechtsnachfolger sich seit
diesem Zeitpunkt nicht mehr gemeldet haben. Eine erste, am 23. Juli publizierte Liste
betraf ausländische Kunden. Sie enthielt 1'872 Namen von Ausländern, denen Konten
und Wertschriftendepots mit Guthaben von rund CHF 61 Mio. gehören; rund 90 Prozent
dieses Wertes entfallen auf die zehn grössten Konten. Bei einigen datierten die letzten
Kundenkontakte aus dem letzten Jahrhundert. Gleichzeitig richteten die Banken
Auskunftstellen ein, wo Interessierte nähere Angaben erhielten oder Formulare zur
Einreichung von Ansprüchen beziehen konnten. Unangenehm für die Banken war, dass
der angegebene Betrag um gut CHF 20 Mio. höher lag als die Summe, die sie eineinhalb
Jahre zuvor angegeben hatten. Verantwortlich dafür war hauptsächlich eine Grossbank,
welche die zusätzlichen Funde mit Problemen in der Datenverarbeitungsanlage
begründete. Gemäss ersten Durchsichten enthält diese Liste nur einen kleinen Teil an
Personen mit jüdischen Namen, wovon zudem nur wenige ihren Wohnsitz in Osteuropa
hatten. Hingegen fanden sich in den Listen auch einige Kuriositäten, welche als
Nachweis für den sorgsamen Umgang der Banken mit den anvertrauten Geldern
angesehen werden können. So etwa ein Konto auf einen Betrag von CHF 12.80, das der
russische Revolutionär Lenin 1917 anlässlich seines Zürcher Aufenthalts angelegt und
offenbar nie aufgelöst hatte. Trotzdem fiel die Reaktion eines Teils der
Weltöffentlichkeit zu dieser Aktion sehr negativ aus. Ein Grund dafür war, dass einige
Kommentatoren irrtümlicherweise davon ausgingen, dass es sich bei den fast 2'000
Namen um Holocaustopfer handelte, deren Konten bisher von den Banken
verschwiegen worden seien. 29

BERICHT
DATUM: 17.10.1997
HANS HIRTER

Trotz der Gründung eines humanitären Fonds und den Bemühungen zur Auffindung von
Erbberechtigten von Konten liessen sich einige amerikanische Behörden nicht von
ihren Boykottplänen gegen schweizerische Banken abbringen. US–Unterstaatssekretär
Stuart Eizenstat, die amerikanische Botschafterin in der Schweiz, Madeleine Kunin, und
andere Vertreter des US–Aussenministeriums rieten mehrmals von derartigen
Massnahmen ab. Namentlich Eizenstat betonte, dass diese angesichts der von den
Schweizer Behörden und den Banken unternommenen Anstrengungen nicht nur
überflüssig, sondern auch kontraproduktiv seien. Anfangs Februar beschloss der
Bundesstaat New York, keine kurzfristigen Finanzanlagen mehr über Schweizer Banken
abzuwickeln; dieser Beschluss wurde allerdings nach der Schaffung des humanitären
Fonds wieder rückgängig gemacht. Im Herbst schloss der ranghöchste Finanzbeamte
der Stadt New York, Alan Hevesi, die Schweizerische Bankgesellschaft (SBG) von einem
Bankenkonsortium zur Zeichnung einer städtischen Anleihe aus. Hevesi begründete
seinen Entscheid mit der unkooperativen Haltung der SBG bei der Suche nach
nachrichtenlosen Vermögen, welche sich insbesondere bei der durch Meili
aufgedeckten Aktenzerstörung manifestiert habe. Mit denselben Argumenten beschloss
kurz darauf auch der Bundesstaat Massachusetts, die SGB zu boykottieren. Bereits zu
Jahresbeginn hatte ein Parlamentarier der Stadt New York beantragt, die dort
ansässigen Schweizer Banken bei der Vermögensverwaltung nicht mehr zu
berücksichtigen, bis die Schweizer Regierung einen Fonds für Holocaust–Opfer gebildet
habe. Im Oktober gab der höchste Finanzbeamte (Schatzmeister) des Bundesstaates
Kalifornien, Matt Fong, bekannt, dass er die Geschäfte mit schweizerischen Banken seit
dem Sommer schrittweise abgebaut habe und diese Banken solange boykottieren
werde, bis sie vollständige Transparenz über die nachrichtenlosen Vermögen
geschaffen hätten. Kurz nach dieser Bekanntgabe schlossen sich die Finanzchefs der
Staaten New York und Illinois diesem Boykott an. Im Dezember suspendierte Fong diese
Massnahme für drei Monate. 30
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Zu den im Vorjahr in New York eingereichten Sammelklagen im Namen von
Holocaust–Opfern gegen Schweizer Banken gesellte sich im Januar eine dritte, die im
Namen des World Council of Orthodox Jewish Communities deponiert wurde. Ihre
Forderung bezieht sich vor allem auf Vermögenswerte von jüdischen Gemeinden,
welche von den Deutschen während des Kriegs beschlagnahmt und nach Ansicht der
Kläger bei schweizerischen Banken deponiert worden waren. Der New Yorker
Bundesbezirksrichter Edward Korman verfügte im April, dass die drei Sammelklagen
zusammen zu behandeln seien; die an den Klagen beteiligten Anwälte reichten im Juli
neue Klageschriften ein, die sich nur noch auf die drei schweizerischen Grossbanken
bezogen. Ende Juli führte Korman ein erstes Hearing zu den Klagen durch. Er fällte
dabei noch keinen Entscheid über die Frage der Zuständigkeit. Gegen Jahresende
lancierte Elan Steinberg vom Jüdischen Weltkongress (WJC) die Idee, die Sammelklagen
mit einer globalen Vergleichszahlung der Banken in einen Opferfonds für Überlebende
des Holocaust und ihre Nachkommen zu beenden. Die Klägeranwälte sprachen sich
freilich dagegen aus und wiesen darauf hin, dass der WJC nicht an den Sammelklagen
beteiligt ist. 31

BERICHT
DATUM: 22.11.1997
HANS HIRTER

Anfangs Dezember fand in London eine internationale Konferenz zum Goldhandel
während des Zweiten Weltkriegs statt. Dabei wurden die bisher unternommenen
Anstrengungen der Schweiz zur Aufklärung und Wiedergutmachung auch vom
amerikanischen Unterstaatssekretär Eizenstat gewürdigt. Im Vorfeld dieser Konferenz
erklärte der Bundesrat mehrmals, dass für ihn eine Neuaushandlung des Washingtoner
Abkommens von 1946 nicht in Frage komme. 32

BERICHT
DATUM: 05.12.1997
HANS HIRTER

Anfang Juli beschloss die Kommission, eine erste Tranche von CHF 17 Mio. für
bedürftige Holocaust-Überlebende und ihre Nachkommen in Osteuropa freizugeben.
Nachdem die jüdischen Organisationen eine provisorische Liste mit den Namen von
28'000 bedürftigen Holocaust-Opfern aus Osteuropa eingereicht hatten, konnten die
ersten Auszahlungen am 18. November in Riga (Lettland) vorgenommen werden. Vier
Personen erhielten je einen Check über USD 400, weitere USD 600 soll diesen betagten
Überlebenden des Holocaust, die bisher vergeblich für die Ausrichtung einer Rente
durch Deutschland gekämpft hatten, später ausbezahlt werden. Im Dezember erhielten
auch die ersten nichtjüdischen Überlebenden aus deutschen Konzentrationslagern
Geld aus dem Fonds. Es handelte sich dabei um Albaner, die aus politischen Gründen
von den Nazis verfolgt und von Deutschland bisher ebenfalls nicht entschädigt worden
waren. 33

BERICHT
DATUM: 27.12.1997
HANS HIRTER

Zu Jahresbeginn gab vor allem die Ende 1996 vom abtretenden Bundespräsidenten
Delamuraz in einem Zeitungsinterview gemachte Aussage zu reden, die von den
jüdischen Organisationen geforderten Globalzahlungen kämen einer
Lösegelderpressung gleich.

BERICHT
DATUM: 31.12.1997
HANS HIRTER

Unabhängig von diesem humanitären Fonds regte der Bundesrat am 5. März eine
staatliche Solidaritätsstiftung für humanitäre Aufgaben im In- und Ausland an. Das
Fondsvermögen soll aus dem Verkauf eines Teils der Goldreserven der Nationalbank
gebildet werden.

BERICHT
DATUM: 31.12.1997
HANS HIRTER

Wachmann Christoph Meili, der im Vorjahr aus dem Shredderraum der UBS Dokumente
geholt hatte und in der Folge von der Bewachungsfirma entlassen worden war,
verklagte die UBS bei einem Gericht in New York wegen Verleumdung, Diskriminierung,
Erzeugung von Qualen und anderer Delikte auf einen Schadenersatz von USD 2.56 Mia.
Mit der Globallösung war auch diese Klage erledigt; die Höhe der an Meili gehenden
Zahlung war nicht bekannt. 34
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Im Zusammenhang mit der im Vorjahr durchgeführten Suche nach Vermögenswerten
des ehemaligen zairischen Staatschefs Mobutu sprach die EBK eine Rüge gegen eine
Bank aus, welche derartige Konten zuerst verschwiegen hatte. Da die Bank den
Verantwortlichen entlassen und zudem organisatorische Massnahmen eingeleitet hatte,
sah die Bankenkommission von schärferen Sanktionen ab. Sie kündigte an, dass sie
beabsichtige, den Umgang mit Geldern von ausländischen Amtsinhabern im Rahmen
einer Revision der Geldwäschereirichtlinien expliziter zu kodifizieren. Die
Vermögenswerte Mobutus (rund CHF 6 Mio. auf Konten und eine Villa) blieben weiterhin
gesperrt, da die Behörden des Kongo der wiederholten Aufforderung des BAP, nähere
Informationen über den Zusammenhang dieser Werte mit den Mobutu vorgeworfenen
Delikten zu liefern, nicht nachgekommen waren. 35

BERICHT
DATUM: 12.05.1998
HANS HIRTER

Bereits im Frühjahr, als sich ein Globalabkommen zwischen den jüdischen
Organisationen und den Sammelklägern einerseits und den Schweizer Grossbanken
andererseits abzuzeichnen begann, hatten Bundesrat und Nationalbank erklärt, dass
sie, entgegen den Forderungen der amerikanischen Kläger, keine Veranlassung sähen,
sich an diesem Abkommen zu beteiligen. Erste konkretere Verhandlungen über diese
Globalentschädigung – an denen spätestens ab Juli auch US-Unterstaatssekretär
Eizenstat mitwirkte – fanden im April statt. Im Juni machten die Banken ein erstes
Angebot von USD 600 Mio. publik, das von den jüdischen Organisationen sogleich als
absolut ungenügend zurückgewiesen wurde. Diese forderten eine Summe USD 1.5 Mia.
und gaben zu verstehen, dass damit für sie auch die «moralische Schuld» der Schweiz
und der Nationalbank getilgt wären. 36
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Ganz auf Eis gelegt waren die Boykotte allerdings nicht. Im Mai beschloss das Parlament
des US-Staates New Jersey ein Gesetz, das die staatlichen Behörden zu einem Boykott
schweizerischer Banken verpflichtet; die ursprünglich geplanten Sperren gegen andere
schweizerische Unternehmen wurden hingegen fallengelassen (der Senat als
Zweitkammer brauchte wegen des Abschlusses einer Globallösung im August das Gesetz
nicht mehr zu beraten). Anfangs Juli, als die Verhandlungen mit den Banken über eine
Globallösung ins Stocken gerieten, sprach sich der vom New Yorker Finanzchef Alan
Hevesi formierte Ausschuss für eine Aufhebung des Moratoriums aus und gab damit
den staatlichen Behörden freie Hand für die Ergreifung von Boykottmassnahmen.
Unmittelbar nach diesem Entscheid gaben weitere Finanzchefs von Bundesstaaten und
Gemeinden ihre Boykottpläne bekannt, die bis zum Abschluss einer Vereinbarung
stufenweise gesteigert werden sollten und z.B. im Falle der Stadt New York auf alle
schweizerischen Firmen ausgedehnt worden wären. Bundespräsident Cotti forderte
darauf US-Präsidenten Clinton in einem „persönlichen Brief“ auf, sich gegen diese
angedrohten Massnahmen einzusetzen. 37
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Ende Mai veröffentlichte die Kommission Bergier einen Zwischenbericht zum
Goldhandel der Schweiz während des Zweiten Weltkriegs. Er bestätigte die wichtige
Rolle der Schweizerischen Nationalbank bei den Goldverkäufen Deutschlands, brachte
aber keine aufsehenerregenden neuen Erkenntnisse. Eine Präzisierung brachte der
Bericht in bezug auf den Umfang der von der Deutschen Reichsbank gekauften
Goldbarren, die nachweislich, aber ohne dass die SNB dies damals erkennen konnte,
von Opfern des Holocaust stammten. Deren Wert betrug gemäss den Erkenntnissen der
Bergier-Kommission CHF 582'000. Dieser Zwischenbericht bestätigte allerdings die
jüdischen Organisationen, aber auch US-Unterstaatssekretär Eizenstat in ihrer Haltung,
dass sich die SNB an der Globallösung der Banken beteiligen müsse. Ende Juni reichten
amerikanische Anwälte, welche bereits Sammelklagen gegen die Schweizer
Grossbanken eingereicht hatten, beim Bundesbezirksgericht in Washington zudem
auch eine solche gegen die Schweizerische Nationalbank ein. Die Nationalbank
ihrerseits stritt die im Bericht erwähnten Handlungen nicht ab, kritisierte jedoch die
Bergier-Kommission, weil sie es unterlassen habe, neben der historischen und
politischen Analyse auch eine ökonomische vorzunehmen. Diese hätte unter anderem
berücksichtigen müssen, dass der Spielraum der damaligen SNB-Leitung auch durch die
Blockierung ihrer Guthaben in den USA eingeengt worden sei. 38
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Als sich die beiden Seiten bei weiteren Verhandlungen anfangs Juli nicht einigen
konnten, erhöhte die amerikanische Seite den Druck mit der oben dargestellten
Wiederbelebung der Boykottdrohungen. Die Banken blieben vorerst bei ihrem Angebot
und die Verhandlungen gingen, begleitet von viel an das breite Publikum gerichtete
Rhetorik und Polemik von seiten der amerikanischen Organisationen und Anwälte
weiter. Nach zähen Verhandlungen unter dem Vorsitz von Edward Korman, des für die
Sammelklagen gegen die UBS (als Nachfolgerin des SBV und der SGB) und die Crédit
Suisse zuständigen New Yorker Richters, kam es am 12. August zu einer Einigung. Die
Beteiligten unterzeichneten ein Abkommen, welches die beiden Grossbanken zur
Bezahlung von USD 1.32 Mia. in vier über drei Jahre verteilte Raten verpflichtet. Diese
Summe setzt sich zusammen aus einer Pauschalzahlung von 850 Mio. (wobei die Banken
auf Solidaritätsbeiträge der Schweizer Industrie hoffen) und die bereits geleistete
Einlage in den Spezialfonds für Holocaustopfer (70 Mio.). Eingeschlossen sind aber auch
die Gelder, die im Rahmen der Suchaktion des Volker-Komitees (siehe oben) aufgespürt
werden. Dieser Betrag wird inkl. Zinsen und Entschädigungen auf rund USD 400 Mio.
geschätzt. Explizit eingeschlossen in diesem Vergleich der Banken mit den jüdischen
Organisationen und den Anwälten der Sammelkläger sind sämtliche Forderungen
gegenüber den Schweizer Behörden, der Nationalbank und der Wirtschaft mit
Ausnahme der Versicherungsgesellschaften. Ebenfalls in diesem Betrag enthalten sind
sämtliche Anwaltskosten der Kläger. 39
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Den Vorschlag der Grossbanken, dass sich neben der Industrie auch die Nationalbank
an der Globalentschädigung beteiligen solle, lehnte nicht nur diese, sondern auch
sämtliche politischen Parteien kategorisch ab. Parlamentarier der SP und der Grünen
regten im Nationalrat mit Interpellationen an, es den Banken zu verbieten, die Auslagen
für diese Globallösung von ihrem steuerbaren Reingewinn abzuziehen. Der Bundesrat
lehnte dieses Ansinnen als illegal und auch von der Sache her nicht gerechtfertigt ab. 40
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Gemäss einem Bundesbeschluss von 1962 hatten schweizerische Vermögensverwalter
Konten zu melden, die seit Kriegsende nachrichtenlos geblieben waren und bei denen
man aufgrund der Namen und des Wohnorts vermuten konnte, dass ihre Inhaber
während des 2. Weltkriegs Opfer rassistischer, politischer oder anderer Verfolgung
geworden waren. Für einen Teil der aufgrund dieses Beschlusses ermittelten Vermögen
konnten damals keine Anspruchsberechtigten gefunden werden. Dieser Rest von rund
CHF 3 Mio. war in den siebziger Jahren an den Schweizerischen Israelitischen
Gemeindebund und an die Schweizerische Zentralstelle für Flüchtlingshilfe überwiesen
worden. Da in jener Zeit die Suche nach Berechtigten nicht sehr intensiv vorgenommen
worden war (im kommunistischen Mittel- und Osteuropa verzichtet man gar auf
Nachforschungen, um eventuelle Erben nicht Repressalien auszusetzen), beschloss der
Bundesrat jetzt, heute noch eruierbare Berechtigte zu entschädigen. Er publizierte
dazu eine Liste mit den Namen und Adressen der seinerzeit nicht ermittelten
Konteninhaber und richtete Informations- und Meldestellen ein. 41
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Die Schweiz trat auf ein Rechtshilfegesuch Äthiopiens ein, welches gegen den
ehemaligen Regierungschef Tamirat Layne wegen Unterschlagung ermittelt. Die Genfer
Staatsanwaltschaft liess in diesem Zusammenhang Konten Laynes und ihm
nahestehender Personen auf einer Genfer Bank im Umfang von rund CHF 12 Mio.
sperren. Das Bundesgericht lehnte im September den von einer der Betroffenen
angefochtenen Entscheid des Bundesamtes für Polizeiwesen (BAP) ab, die Guthaben
sofort den äthiopischen Behörden zu überweisen. Die Bankdokumente würden zwar
übermittelt, aber für eine Überweisung der Gelder müssten die äthiopischen Behörden
zuerst ein in einem korrekten Verfahren zustandegekommenes Gerichtsurteil
vorlegen. 42
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Aufgrund eines Ersuchens der nigerianischen Behörden veranlasste das Bundesamt für
Polizeiwesen im Oktober die vorsorgliche Blockierung von Konten des 1998
verstorbenen Diktators Sani Abacha und seiner Entourage. Betroffen waren davon
Hunderte von Millionen Franken. Die Einreichung eines formellen Rechtshilfegesuchs
wurde von den nigerianischen Behörden für Anfang 2000 in Aussicht gestellt. Da
aufgrund der Geldwäschereirichtlinien aus dem Jahr 1993 die fahrlässige oder
wissentliche Annahme von aus Korruption stammenden Geldern untersagt ist, leitete
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die Genfer Staatsanwaltschaft auch eine Ermittlung gegen Banken wegen Verdachts auf
Geldwäscherei ein. 43

Die Hauptkritik des GPK-Berichts betraf die Krisenorganisation. Zum einen wurde
moniert, dass die SNB, EBK und der EFD-Vorsteher die Krisenvorbereitung zwischen
Januar und April 2008 ohne Einbezug des restlichen Bundesrats vorangetrieben hatten.
Zum anderen wurde kritisiert, dass der Bundesrat die Führung des Krisendossiers bis
im Herbst 2008 allein – dem im Bericht hart kritisierten – Bundesrat Merz überlassen
hatte und zu den Beratungen im Fall UBS bewusst kein Protokoll geführt worden war.
Neben 18 Empfehlungen an die verschiedenen beteiligten Behörden formulierten die
GPK zwei Postulate und fünf Motionen. Das eine Postulat fordert vom Bundesrat die
Überprüfung der gesetzlich festgelegten Aufgaben, die den Revisionsfirmen bei den
Grossbanken übertragen sind. Das andere verlangt eine Abklärung zu Art. 271 StGB
(verbotene Handlung für einen fremden Staat) sowie zur Kompatibilität des
schweizerischen Bankgeheimnisses mit den Vorgaben (Melde- und
Steuerrückbehaltspflichten), welche die amerikanische Steuerbehörde IRS in den USA
tätigen Finanzinstituten im Rahmen von sogenannten Qualified Intermediary
Agreements (QIA) auferlegt. Beide Postulate wurden im September vom Ständerat
überwiesen. Im Dezember folgte der Nationalrat mit zwei gleichlautenden Eingaben. 44
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Ende Juli 2016 fand die Länderprüfung zur Steuertransparenz durch das Global Forum
mit der Publikation des Prüfberichts ein Ende. Der Bericht und das darin enthaltene
Urteil des zur OECD gehörenden Global Forums war allseits mit Spannung erwartet
worden, so insbesondere auch im Zusammenhang mit der Diskussion rund um die
Revision des Steueramtshilfegesetzes. 
Die Experten des Global Forums stellten der Schweiz in ihrem Bericht das Prädikat
„weitgehend konform (mit den Globalstandards)" aus, was einer genügenden
Gesamtnote entsprach. Den Ausschlag für diese positive Bewertung gaben wohl die
Bemühungen, die die Schweiz in den letzten Jahren unternommen hatte, um sich im
Bereich der Amtshilfe zu verbessern und sich damit internationalen Standards
anzunähern. In zwei der zehn Teilbereiche des Examens erreichte die Schweiz dennoch
lediglich das Prädikat „teilweise konform" und damit eine ungenügende Beurteilung. Es
handelte sich dabei zum einen um den Umgang mit Inhaberaktien, wo im Besonderen
die zu laxen Sanktionsmöglichkeiten bemängelt wurden; zum anderen erntete die
Schweiz Kritik für ihren zu zögerlichen Umgang mit auf gestohlenen Bankdaten
basierenden Amtshilfegesuchen. 45
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Börsen

Die 1988 vom EFD zum Studium des Börsenwesens eingesetzte Arbeitsgruppe legte im
Februar ihren Schlussbericht vor. Sie empfahl darin die Schaffung von zwei
Bundesgesetzen über den Effektenhandel bzw. über Finanzmarktdienstleistungen.
Bundesrat Stich beauftragte im Sommer eine Expertenkommission mit der
Ausarbeitung eines Entwurfs für ein Börsengesetz, welches diese im Dezember vorlegen
konnte. Der Entwurf ist als Rahmengesetz konzipiert, das der Selbstregulierung grossen
Stellenwert einräumt und die Rolle des Staates auf die Oberaufsicht beschränkt. Die
Kontrolle über das korrekte Verhalten der Effektenhändler soll analog zum
Bankengesetz eine Kommission ausüben. Die Regierungen der Kantone Baselstadt und
Zürich meldeten allerdings föderalistisch begründete Opposition gegen eine
bundesstaatliche Regelung dieses bisher den Kantonen überlassenen Bereichs an. 46
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Netz und Vertrieb

Im Dezember 2019 legte der Bundesrat einen Bericht in Erfüllung des Postulates Graf-
Litscher (sp, TG) vor und präsentierte darin Varianten für die Ausgestaltung von
Meldepflichten von kritischen Infrastrukturen bei schwerwiegenden
Sicherheitsvorfällen. Der Bericht erörterte die derzeitige Ausgangslage, verglich
Meldepflichten im Ausland und präsentierte nebst der Variante, keine weiteren
Meldepflichten einzuführen, drei Varianten für eine Meldepflicht und für Meldestellen
in der Schweiz. Bei diesen drei Möglichkeiten würde entweder eine zentrale Meldestelle
etabliert, die bisherigen dezentralen Meldestellen in den Sektoren auf- und ausgebaut
oder als letzte Variante eine Kombination der beiden Ansätze umgesetzt, wobei eine
zentrale Meldestelle einzig für Cybervorfälle und die bestehenden dezentralen Stellen
für alle anderen sicherheitsrelevanten Vorfälle zuständig wären. Die vorgeschlagenen
vier Varianten sollen in einem nächsten Schritt mit Wirtschaftskreisen, den Kantonen
und den zuständigen Behörden vertieft diskutiert werden und im Sommer 2020 zur
Erarbeitung einer entsprechenden gesetzlichen Grundlage führen. 47
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Umweltschutz

Klimapolitik

Der Bundesrat publizierte im November 2021 den Bericht in Erfüllung des Postulates
«Klimaverträgliche Ausrichtung und Verstärkung der Transparenz der
Finanzmittelflüsse in Umsetzung des Übereinkommens von Paris» der UREK-SR. Im
Bericht wurden mehrere mögliche Massnahmen geprüft, um die Finanzmittelflüsse von
Schweizer Institutionen wie Banken und Versicherungen auf das CO2-Reduktionsziel
von Paris hin auszurichten. Die Analyse zeigte, dass insbesondere Massnahmen, welche
explizit auf die klimaverträgliche Ausrichtung der Investitionen abzielen, wirksam sind.
Dazu zählen namentlich Branchenvereinbarungen zwischen der Finanzbranche und
dem Bund. Zudem habe man festgestellt, dass auch mehr Transparenz für die
Kundinnen und Kunden wirke: «Wenn Finanzinstitute die negativen oder positiven
Auswirkungen von Investitionen auf das Klima sichtbar machen, führt dies zu besser
informierten Investitionsentscheiden der Kundinnen und Kunden sowie von anderen
Finanzinstituten», hiess es im Bericht. Der Bundesrat gab bei der Veröffentlichung des
Berichts zudem bekannt, er habe beschlossen, Transparenzmassnahmen zur
Verhinderung von Greenwashing und den Abschluss von Branchenvereinbarungen
anzustreben. 48
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Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Asylpolitik

Obgleich das Modell einer koordinierten Migrationspolitik praktisch einhellig auf
Ablehnung stiess, wurden andere Ansätze und Vorschläge des Strategieberichts – die
zeitliche Straffung des Verfahrens, die Schaffung eines personell aufgestockten
Bundesamtes für Flüchtlingsfragen, ein schärferes Vorgehen gegen das
Schlepperunwesen, das weiterhin praktizierte Individualverfahren und die
Verbesserung der Rückkehrhilfe – positiv vermerkt. Allgemein begrüsst wurde auch,
dass der Strategiebericht durch eine Untersuchung der Fluchtursachen und der
diesbezüglich möglichen Hilfsmassnahmen in den Flucht- oder aussereuropäischen
Erstasylländern eingeleitet wurde. Nach Ansicht der linken, kirchlichen, humanitären
und enwicklungspolitischen Organisationen war die Analyse allerdings zu wenig
fundiert. Sie argumentierten, wirtschaftspolitische, menschenrechtsverletzende und
kriegerische Fluchtgründe würden zu wenig berücksichtigt und die – zu vage
formulierten – Anderungsvorschläge zur schweizerischen Aussen- und
Aussenhandelspolitik stünden in keinem Verhältnis zu den Feststellungen über die
Fluchtursachen, 49
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